Vorwort 


In der Nacht vom 18. auf den 19.6.93 wurde im Keller des Wohnhauses Blücherstraße 31 in 
Berlin-Kreuzberg ein Brand gelegt, bei der Angela (29) und Dario (2) im Treppenhaus 
erstickten. Dieser Anschlag galt vermutlich dem im Erdgeschoß gelegenen kurdischen 
Restaurant. Deswegen und wegen in der näheren Umgebung, auch am Kellereingang, 
gesprühter Hakenkreuze gehen wir von einem faschistischen Anschlag aus. Vorm Haus lief 
eine Mahnwache und am Montag, 21.6.93 fand ein Trauermarsch mit ca. 1500 Leuten statt. 
‚Alle Beteiligten sind sich der Hilflosigkeit einer solchen Reaktion bewußt, aber wir können 
“nicht einfach cool über den Mord hinweggehen, auch wenn Anschläge dieser Art schon längst 
ormal geworden sind. Auf Seite 4 dokumentieren wir ein Flugblatt der Hausgemeinschaft. 
:Am 3.Juli "93 gibt es eine bundesweite Demo zur Unterstützung der Roma-Besetzung des 
:in Dachau. .- Re 
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HTEELDESZA 
in Sachen Nolympig sowohl in : 
7, \"wusanne, als auch Berlin-Prenzelberg wieder was getan. In diesem Zusammenhang möchten 
wir euch den Ausspruch eines IOC-Bonzen in Lausanne nicht vorenthalten: “Dieser Vorfall 
% kostet der berliner Olympiabewerbung Purtkte."- na, also... ; 
Für eure Urlaubsplanung: die Leute aus’dem Mainzer Hof in Erfurt lassen grüßen und wir 4 
# sollen euch ausrichten, daß sie bis Herbst in einern Freibad residieren und da vor allem ganz 7; * 
E viel Wiese haben. Falls ihr euch ein paar Tage im grünen Pärk erholen wollt, seid ihr herzlich 
A nach Erfurt eingeladen. Zelt und Schlafsack mitnehmen und ab zum Espachbad, Luisenprk 1 in 
 Erfurt-Süd. 

Eine Neubesetzung hat es in Greifswald in der Faladastraße 9 gegeben. Sie warten auf eure 
M Unterstützung - also los, Greifswald liegt schließlich fast an der Ostsee. 


Zum Schwerpunkt: Zu Totalverweigerung haben wir keinen gesonderten Beitrag im Heft, weil 
Wu die Artikel zum Zuvieldienst eigentlich nur als Aufforderung zur Totalverweigerung verstanden 
A werden können. Wir danken der "Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär" 
für das uns zur Verfügung gestellte Material von dem wir reichlich in dieser Nummer Gebrauch 
i gemacht haben. Be: 
; Zum Thema Trotz1000 in diesem Vorwort nichts weiter mehr, da die Redaktion jetzt gleich : 

B 2 4 zur Wasserpistole greift und friedenserzwingende Maßnahmen durchführen muß (siehe Seite 
15). 


Zum Schluß das Übliche: Wir sehen uns wie immer überall, da wo der Klassenkampf tobt, z.B. 
am 3. Juli um 19 Uhr am Breitscheidtplatz in Westberlin wegen Tag S - Demo. Ansonsten 
. hoffen wir auf einen breit z 22 j: 
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A Redaktionsschluß für die August-Ausgabe ist der 22.7.'93 ; _ % 
t diesmal "Frauen und Sexismus in linken Strukturen" 7 . 
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DIE ZEIT DER UNSCHULD MUSS VORBEI SEIN! 


Es begann mit einem K3ll1erbrand nachts um 2.30 Uhr. 
und endete mit einer toten Frau und einem toten Kind. 


Beide sind unsere Nachbarn gewesen in einem Haus mit 
typischer "Kreuzberger Mischung" _ wir fühlen uns 
damit wohl. Wir haben uns auch sefreut, als im April 

ein kurdisches Restaurant eröffnete, dessen Gesellschafts- 
räume und Küche im Seitenflügel sind. 


Angela und Dario sind nicht Opfer tragischer Umstände. 
Die, die den Brand selert haben, haben Tote mit 
einkalkuliert, 


Angela und Dario sind ermordet worden. 


Rassistische Sprüche, faschistische Schmierereien 

gehören in unserem Hinterhof zum Alltag. 

Wir sind ®s so schrecklich gewohnt gewesen; wir 

haben gedacht, in Kreuzberg leben wir doch sicher, 

hier funktioniert das Schlagwort von der multikulturellen 
Gemeinschaft, 


Aber wir mußten erst diese Nacht erleben, um zu begreifen, 
daß die Zeit der Unschuld vorbei sein muß. i 

Wir mußten die Bedrohung dieser Nacht erst selbst 

erleben, wir müsser erst um zwei Menschen trauern, 

um eine Realität zuzulassen: 


Rassisten und Faschisten setzen auf Kolaboration: 
Deutsche die darauf bestehen - so wie wir - Is 
daß sei in einer Gemeinschaft mit Frauen und Männer 
Aller Nationalitäten und Hautfarben leben wollen, 
sollen mit Gewalt dazu gezwungen werden, sich von eben 
diesen Menschen zu distanzieren. 
Rassisten und Faschisten sagen uns: Wenn ihr eure Häuser 
nicht sauber haltet, dann erledigen wir das für euch. 

“ Wenn ihr dabei draufgeht, dann seid ihr selbst schuld, 


DAS ist die neue Realität, die bei allen anderen 
Brandanschlägen der letzten Tage in Kreuzberg 
verkannt wurde, 

Der Kampf gegen Rassismus und Faschismus betrifft alle 
in dieser Stadt. Wir müssen ihn gemeinsam führen. 


Der Schutz unserer Häuser ist unser Kampf als 
Hausgemeinschaft. Wir führen unserer Forderungen 
als Beispiel für alle Hausgemeinschaften an. 

Wir lassen uns von Hausverwaltung, Behörden etc. 
nicht länger hinhalten, wenn wir die Zustände 

in unseren Häusern und Höfen bemängeln. 
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Angriffe gegen Fascho-Veranstaltungen 


Repression durch Antifas? An einem Tag (6.6.) wurden in Leipzig von Antifas zwei 
faschistische Veranstaltungen angegriffen. In den Vormittagsstunden stürmten (laut Polizei) 
ca. 50 Vermummte das Gartenlokal, in dem die Wiking-Jugend tagen wollte. Das vor der 
Gaststätte stationierte Polizeifahrzeug-trat einen taktischen Rückzug an. Der Überfall 
dauerte nur wenige Minuten. Es entstand erheblicher Sachschaden. Am Abend desselben 
Tages wurde die Lesung der "Jungen Freiheit Verlags GmbH" im Rahmen der Buchmesse 
angegriffen. Die sich gern TAZistisch gebende konservative Monatszeitung versucht mit einer 
30000er Auflage, neurechtes Gedankengut hoffähig zu machen und zu verbreiten. Sie macht 
gern auf intellektuell. Die Suppe wurde ihnen an diesem Abend versalzen. Der mangelnde 
Publikumsandrang wurde durch hohe Sachbeschädigung gut gemacht. Die Polizei spricht von 
150 000 DM Sachschaden und einer schwer verletzten Person. Beide Male soll es sich (so die 
Polizei) um "Täter aus dem linksautonomen Spektrum" gehandelt haben. Von ihnen fehle aber 
noch jede Spur. Na, ist denn die Polizei jetzt auf dem linken Auge blind, grinst der Kantar 


Bundestreffen der "BÜRGER" in Zittau am 26/27.Juli 93 


Am 26. /27.7.93 findet in Zittau das Bundestreffen der nationalistischen Partei "Die Bürger" 
statt. Die Veranstaltung soll in "irgendeiner zentral gelegenen Gaststätte" durchgeführt 
werden. Eine geplante Ortsgruppengründung selbiger Partei im November vorigen Jahres 
konnte in Altenburg durch eine friedliche Blockade des Veranstaltugsortes verhindert 
werden.(Eine spätere Aktion gegen diese Partei lief nicht ganz so friedlich ab.) 

Da diese Partei ziemlich unbekannt ist,folgt hier eine kurze "Vorstellung": 

Die Partei "Die Bürger" hat ihren Ursprung in Köln, wo sie als "Deutsche 
Autofahrerinteressengemeinschaft (DAFIG)" 17.9.1988 gegründet wurde, deren Wurzeln 
wiederum im "Deutschen Bürgerschutz" liegt (Gründung 1982). 1989 kamen der Vorsitzende 
Friedrich Ring und sein Stellvertreter Joachim Weier im Zuge einer Wahlkoalition mit den 
Republikanern (z.B. Manfred Rouhs) in den Kölner Stadtrat. Weier und Ring sind gleichfalls 
in einem Verein namens "Kultgemeinschaft für germanische Volksreligion - Wotans Wölfe" 
tätig (unter den Namen Mannus und Högni). Nachdem die DAFIG-Mitglieder aus der 
Koalition ausgetreten sind, erfolgte die Gründung der Partei "Die Bürger". 

Einblicke in die Zielstellungen dieser Partei kann man durch Lektüre des hauseigenen 
Schundblattes "Bürgerforum" erhalten. Das Schmierblättchen enthält rassistische, 
volksverhetzende und faschistische Texte. 

Inzwischen sind Ring und Weier auch wegen Volksverhetzung angeklagt worden. wobei Weier 
verurteilt worden ist. 

Seit 1990 versucht Die Partei Fuß im Osten zu fassen mit Schwerpunkten in Berlin und 
Leipzig. Es scheint sich also in Zittau um ein Koordinierunestreffen für den Osten zu handeln. 
Vielleicht könnten Leute aus dieser Gegend mal ’n bisschen recherchieren. um gegebenenfalls 
eine kleine Aktion einleiten zu können. 


Unabhängige Ökologen: Neuer Bundesvorsitzender 


Bei ihrer Bundesversammlung am 1. Mai in Baunatal haben die Unabhängigen Okologen, eine 
Abspaltung vor allem nationalrevolutionärer Kräfte aus der ODP, einen neuen 
Bundesvorsitzenden gewählt. Herbert Pilch, Anglistikprofessor in Freiburg mit langjähriger 
Funktionärserfahrung in der ODP, löste den bisherigen Vorsitzenden, Wolfram Bednarski 
(Springe), einen bekannten Nationalrevolutionär, ab. Ein Kurswechsel ist damit nicht 
verbunden. Pilch gilt als einer der Theoretiker des nationalrevolutionären 
Regionalismuskonzeptes und als Spezialist für die keltischen Völker. Den Unabhängigen 
Okologen ist es in den drei Jahren ihres Bestehens gelungen, die intellektuelle Anziehungskraft 
für nationalrevolutionäre und neofaschistische Okologen zu entwickeln, an der es der ODP 
selbst zu Zeiten der Führerschaft Gruhls stets gemangelt hat. Ihr Bündniskonzept hat ihr zu 
einem anerkannten Platz auch im rechtskonservativen Spektrum verholfen. Enge Beziehungen 
bestehen z.B. zur Bayernpartei und zur DSU. Eine gemeinsame Kandidatur dieser drei und 
weiterer, ähnlich ausgericheter Gruppierungen zur Bundestagswahl ist zu erwarten. Eine Klage 
gegen die5 %- Klausel ist beim Bundesverfassuneseericht bereits durch den Frankfurter 
Rechtsanwalt Helmut Kirchner. Landesvorsitzender der Unabhängigen Okologen in Hessen. 
angestrengt worden. 


i etzung 
2! Geschichte einer Hausbes 


„.das Übliche--- 


Instandbesetzung des Objektes Jägerplatz 14 Jugendlichen ; komplelt eingerichleles Cale/Saal/Küche/Thresen elc.) eine größte Fehler dar - als Versagen 
Alternativen zu bestehenden kommerziellen, einseilig ideale Ausgangssilualion, um eine größere Anzahl von. ‘yon uns allen. Aber auch als ein: 
festgelahrenen Jugendfreizeiteinrichtungen bieten: sie von der  Projeklideen verwirklichen zu können, um schnellstmöglich Fehler, aus dem wir unsere Kon- 
Straße weg in eine sinnvolle, selbstgestaltele Freizeit einbinden : : eine Selbstfinanzierungsquelle eröffnen zu können und den 
und damit Gewalt zu vermindern; eigene Ideen und Vor- .. vorhandenen Wohnraum sofort zu nutzen. 

stellungen in punclo selbstverwaltete Kulturprojekte :. Das ehemalig volkseigene Haus wurde bis Anfang 1993 als 
verwirklichen; Häuser vor dem Kaputibesitzen und dem Verfall ugendireff von der fdj genutzt und steht seildem unter der 
zu retten; mit vielen unterschiedlichen Menschen in zu | Verwaltung des Bundesvermögensamtes. Nun hal eben diese 
Schaffenden Wohnräumen zusammenzuleben und zu kommu- Staalsbehörde vor, das Grundstück an den 
nizieren - konkret: FREIRAUME schaffen! meistbietenden Spekulanten zu 
Dies sind nur einige wenige Gedanken, die mir beim "Thema" verschachern - ein schön spießiges 
Hausbesetzung einfallen - und damit als Grundlage versuchte Nobelhotel oder 'ne neue "Deutsche 
ich an die ganze Sache heranzugehen. Jedoch im Laufe der Bank*-Filiale passen den Herren Ex- 
Zeit, bei den Vorbereitungen, der Besetzung und den Volkseigentumsverwaltern natürlich besser 
"Nachverhandlungen“ wurde ich das Gefühl nicht los, daß sich in ihren Kram als eine Weilernutzung als 
eben nicht alle Menschen, die sich zusammengefunden halten, Jugendfreizeitobjekt - die Staatslinie liegt 
um das Objekt Jägerplatz 14 instandzubeselzen, genau solche klar auf der Hand! 

grundlegenden Gedanken durch den Kopf gehen ließen, aber Nach vorangegangenen Erkundigungen 


Trotz aller Bedenken und: 
Zweifel, auch wegen der 
eilweise mitreißenden 
uphorischen Stimmung 


angesetzt, einfach auch aus dem ' 
rund, den am Mittwoch in der ! 
alleschen Stadiver- 
tdnetenversammlung gelaßten 
eschluß, 2 Häuser für & 


dazu Späler... hätten nun konkrete Vorbereitungen, d.h. gendliche seilens der Stadt bereitzustellen, in die Tal 

Kurz zur Vorgeschichte - das "Thema" Hausinstandbesetzung Absprachen über technische umzusetzen Era | 
geisterte schon weit mehr als 2 Jahre durch die Köpfe einer - Möglichkeiten vor und während der 3 | 
größeren Anzahl Sympathisantinnen der “Besetzung, konzeplionelle Diskussionen ympathisantinnen am Haus auf - Mo | 


HausbesetzerInnenszene, um neben besiehenden korrekten © usw.. erfolgen müssen. doch meiner 
Projekten, wie dem besetzten Haus in der Kellnerstraße 100° Meinung nach liefen schon dabei grundle- 
eine weilere dringend benöligte Alternalive zu schaffen. gende Sachen vor den Baum. Es wurde 
Während einige Menschen versuchten, mil dem örtlichen Ju- euphorisch herumgelabert. aneinander 
gendamt über die Bereitstellung eines geeignelen Objektes für ° vorbeigeredel, bestehende Vorurteile 
ein Jugend-Wohn- und Kullurprojekt zu verhandlen, ergriffen ; untereinander wurden überhaupt nicht 
andere oder zum Teil dieselben Menschen Eigeninilialive, da 
ihnen klar wurde, daß das Jugendamt (in 
Person von Frau Günther) und der 
Magistrat (in Person von dem Dezernenten 
für Soziales und Jugend Herr Till) eine : 
völlig verlogene, hinhallende und 
destruktive Linie fuhren. 

So werden Häuser in der Windhorsistraße & ‘ ®; 
(seit über 2 Jahren geduldel und nun kurz 
vor der Räumung?!), der Arndsiraße (4 ° 
Tage später geräumt). der Reulerstraße 
(nach wochenlanger Duldung geräumt?!) 
und der Thüringer Straße (Räumung bis 
September auflgeschoben und nicht , 
aufgehoben?!) besetzt. A 
Ein Beschluß der Stadiverordne- BE; 
{enversammlung vom Herbst 1991: 
beselzie Häuser zu begleiten. fiel in der 
Praxis ersimal ganz unler den Tisch. Das 
Problem fehlenden Wohnraums und | 
fehlender Jugend-Freizeil-Kulturprojekte ® 
wurde in letzter Zeil zwar mehrmals ernst- 
haft am "Runden Tisch" diskuliert. konkrete 5 
Ergebenisse oder Lösungsvorschläge kamen jedoch nie 
zustande. Hinzu kam die bevorstehende, für Ende Mai 


geplante, Räumung der Thüringer Straße. - 2 ‚> 
So zogen immer mehr Menschen die Konsequenzen aus dem % !eilweise aulkommenden "Sekliererum" wurde zurückge- 
verlogenen Verhalten der Stadtoberen und ihrer Büttel und es |, Schmeltert. Konsequenzen einer Besetzung (z.B. Verhalten bei 

der Räumung) wurden bei vielen Menschen nicht oder nur 


rückte konkret eine Rückführung eines geeigneten Objektes in % \ Ri 
volkseigene Hände von Jugendlichen in den Vordergrund, In :/Unzureichend gezogen und mir kam es oll so vor. daß einige 
mir keimte ein Funken Hoffnung auf, daß trotz aller, teule nur so "just for fun” milmachlen oder es ihnen 
bestähenden Vorurteile und Bedenken untereinander, endlich ı{hauplsächlich nur um eine Verbesserung ihrer Wohnsitualion 
mal ein. Zusammengehen vieler Menschen mit , "ing. Es geislerten alle möglichen Ideen für die Nutzung des n m 
unterschiedlichsten Vorstellungen und Ideen aus! bjektes herum. anstall gemeinsam konzeptionelle und & Manchen Leuten schienen die Sicherung ihres Wohnraums 
unterschiedlichen Umfeldern der halleschen linken Szene (wie |. urchlührbare Möglichkeiten abzuwägen (ein Cal? ist zwar und die Partyvorbereitungen wichtiger zu sein als das danach! 
Thüre, Paulusviertel, Kellnerstraße, Neustadt) möglich war. nz toll, aber daß daran ein ganzer Rallenschwanz von Streß, 8 Euphorie reißt mit, und au der von massig Leuten besuchten 
Sedech zeigte sich schon Eden Vorbereitungen dab diesas beit und Engagement hängt, war wohl nur wenigen bewußt), Party vergaß ich auch meine Bedenken vor ‚allem vor dem 
Problem weiter und teilweise noch krasser bestehen bleibt. „völlig euphorisch wurden konstruktive Kritik und Zweifel @ nächsten Morgen und einer eventuellen Räumung. Dieser 
Bei der Suche nach einem unseren Vorstellungen übergangen. Es fehlte einfach an einer gemeinsamen gut Gedanke wurde irgendwie von uns allen verdrängt, eine 
entsprechenden Haus schauten sich zufällig einige Menschen 9 &berlegten Grundlage unter den Besetzernnen oder denen, die 9 Absprache über das Verhalten bei Räumung erfolgte einfach 
auch den Jägerplatz 14 an: "Das ist es! Das und kein anderes!” sich dafür hielten. Hinzu kam, daß interessierte Menschen # nicht, eigentlich war mir klar, daß eine militante vermieden 
Das Haus und das dazugehörige Grundstück, baulich in einem entweder nicht genügend mit einbezogen wurden oder ganz werden sollte. ‘ 

ausgegrenzt oder vergessen wurden (z.B. Neustädter). Für 8 Und dann saßen am nächsten Morgen nur eine Handvoll | 


i j tand, bieten durch die vorhandenen Re x Fa 3 
nn 1 {mich stellte sich diese ganze Vorbereilungsrumeierei als der | Menschen - einen Gefühlsausbruch über die vielen, die ihr 


[en Himmel, sondern zumi Jägerplatz!* In kü i 
ä ! ürzester Zeit waren ı 
; Strom und Wasser Im Haus wieder hergerichtet, der Hof war für 
‚eine abendliche Besetzungsparty aufgeräumt, die 


abgesichlert Wohnräume wurden ausgemislet, Tja, schon dort 
einar (wie heißt's so schön) trennte sich "die Spreu vom Weizen" 
ausdiskuliert. Meinungsverschiedenheiten Menschen, die eigentlich nicht direkt mit der Besetzu u. 

ndeten oft in Streitigkeiten. Krilik den anstehenden Projekt zu tun hatten “zung oder BR 
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Und dann war da noch ein wenig Zeil am Nachmittag, um 

endlich mal eine genauere konzeptionelle Diskussion zu führen 
- denkste?!, wie dies geschah und was dann bei der ersten 
schriftlichen Grobkonzeption rauskam - naja "unter aller Sau“ 
ist noch milde ausgedrückt - eine Menge (wohl unrzureichend) 
überlegter Ideen, gemischh mil Eigenmächtigkeilen 
(Hillskomitee) und in einem mächtig anbiederndem Stil, 
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räumlichen und technischen Voraussetzungen (technisch 


, y 


eventuell eine Neubesetzung erfolgen sollte, wie mensch die 
Öffentlichkeit (durch die Presse) für das Problem interessieren 
könnte oder wie mensch weitere Sympalhisantinnen (z.B. beim 
Runden Tisch oder den Bürgerbeweglen) gewinnen könnte. 
Diese Gedanken waren zwar im Ansatz vorhanden, wurden aber 
nie von allen gemeinsam ausdiskutiert. so kam, was kommen 
mußte: Vom ganzen Beseizungshaufen blieben gerade mal 8 - 
10 Menschen. Und von denen halte ich das Gefühl, daß sich 
zwar wenigstens alle noch für die Sache interessierten, jedoch 
nur vielleicht die Hälfte versuchte. mit Engagement und einer 
gewissen optimistischen Hartnäckigkeit weiter für den 
Jägerplatz zu votieren. einfach mal, weil es ihnen ernsthaft um I 
die Sache ging und sie von der Stadt ernstgenommen werden 
wollten. 

Diese Menschen kümmerten sich so z.B. um die Aufarbeitung 


Versprechen nicht hielten, in den ersten Tagen das Haus mit 
abzusichern, verbeiße ich mir jetzt. Glücklicherweise gibt's da 
ja noch einige ernstzunehmende UnlerstüzerInnen, die uns 
noch rechtzeitig davon informierten, daß sich ein Haufen böser 
Grünlinge am Hallmarkt zusammenrotlele. 

Einige Menschen hielten es nun für das Sinnvollste, eine 
"Abordnung” zum Obergrünling dieses Haufens (Herr Wolters) 
zu schicken, um eine bevorstehende militante Räumung zu 
verhindern. Dies gelang gerade noch so, kurz bevor sich der 
Treck der spaceartigen Wesen in Grün in Fahrt setzte, und so 
wurden die "Abgeordnelen" zu ihrer eigenen Räumung freund- 
lich eingeladen, die Armada der Grünlinge bleib am Revier. 

Die nun anstehende, von einer interessierten und fologeilen 
Presse begleitele Räumung verlief friedlich. Das Haus wurde 
beräumt: die Menschen, die am frühen Mittag noch der 
Beselzung frönten, erhielten eine Anzeige wegen Hauslrie- 
densbruch. Mit der Zeit kamen immer mehr Sympathisantinnen 
zum Jägerplalz, und heiße Diskussionen untereinander und mil 
der Presse wurden geführt: 2 Stunden später Krisensitzung der 
Besetzerinnen - und wieder dasselbe wie bei den 
Vorbereitungen - mensch kann wohl doch nicht so schnell 
lernen. Die Diskussionen waren sireckenweise voll daneben, 
jegliche Kritik wurde niedergeschmeitert. Wenigstens konnien 
sich die Besetzerlnen auf den "Klage-Gang” zum Magistrat + 
Besuch beim Herrn Till und eine abendliche Mahnwache vor 
dem Objekt einigen. Unser Jugend- und Sozialdezernent 
blockle erstmal völlig ab und wandte die übliche Hinhaltetaktik 
an - was anderes außer einem neuen Termin konnte nunmal 
nicht dabei rauskommen. 

Die mit Transpis durchgeführte "Mahnwache” vor dem Haus 
an der Plälzerbrücke wurde schon nach 3 Tagen am Sonntag 
wegen mangelnder Beleiligung abgesetzt. Naja, es lag auf der 
Hand, daß unter den Besetzerinnen überhaupt keine klare Linie 
gefunden wurde, wie es nun weitergehen sollte - ob 
Verhandlungen mit der Stadt erlolgen sollten (und wie die 
enden, müßte wohl jedem inzwischen klar sein) oder ob 


Kurzbericht Ostvernetzungstreffen 


Anfang Juni fand auf einem Bauernhof in Schmölln das 
3.Ostvernetzungstreffen statt. Bis auf den Pendelverkehr hat orga- 
nisatorisch eigentlich alles ganz gut geklappt. Leider waren nicht so 
viele Leute da, wie erwartet. 

Am Freitag haben wir uns erstmal die Umgebung angesehen und 
wegen der guten Stimmung das Anfangsplenum auf Samstag ver- 
schoben. Am nächsten Vormittag fing dieses dann nach einigen 
Startschwierigkeiten ganz gut än. Es kamen die Arbeitsgruppen 
"Perspektiven", "Antifa","BZ" und "Sexismus in linken 
Strukturen" zustande. Abends war dann ein großes, zum Teil gutes 
und zum Teil ätzendes Abschlußplenum, bei dem die einzelnen 
AG's noch einmal gemeinsam diskutiert wurden. Dabei wurde sehr 
kontrovers zur "Antifaschistische Aktion bundesweite 
Organisation" diskutiert. Auf die einzelnen AG's will ich nicht 
näher eingehen, da die Städte ein genaueres Protokoll zugeschickt 
bekommen. Ausnahme: die Sexismus AG hat beschlossen, daß sie 
die Augustnummer der BZ zum Schwerpunkt "Frauen und 
Sexismus in der linken Szene“ machen will und daß aufgrund die- 
ser Nummer beim nächsten OVT die Sexismus AG, unter hoffent- 
lich größerer Beteiligung, fortgesetzt werden soll. 
Samstag abend gab's dann noch eine Party, bei der wir auch Zeit 
hatten, nochmal im kleineren Kreis zu reden oder die Gespräche für 
uns zu durchdenken. ” 

Abschließend sei noch zu sagen, daß es von der Stimmung und 
Atmosphäre her ein sehr schönes Treffen war, daß wir alle viel Zeit 


füreinander hatten und daß es im ganzen eher gemütlich und ru- 
hig, als stressig war. u 
Und, eigentlich müßte es ganz oben stehen, vielen Dank an die 


SchmöllnenserInnen für Essen. Unterkunft, Geduld und 
Vorbereitung. 


einer delaillieiten Konzeption für das Projekt Jägerplatz 14 
(Cal + Kneipe, Konzerte, Filmvorführungen, Büroräume, 
Siebdruckerein, Selbsthillewerkstält, Volxküche, 
Computerraum, ökologische Selbstversorgung und die Einbe- 
ziehung eines Skalerprojekles). weiterhin um die Ausarbeitung 
einer Salzung für die bevorstehende Gründung eines Vereins 
für das Projekt (Subkultur e.V) und um weitere, aus meiner 
Sicht eigentlich zwecklose Verhandlungen mit Magistrat und 
Jugendamt. Bei diesen Verhandlungen wurde mir, klar, mil 
welcher Verlogenheit das Jugendamt uns versucht zu 
verschaukeln. uns abzulenken (Angebol eines 
Ausweichobjektes), uns zu .umgarnen (Vorstellung von 


A Finanzierungsmöglichkeiten) (wie ernst es ihnen damit. ist, 


selbstverwaltele Projekte zu unterstützen, zeigt sich wohl am 
besten am Beispiel Kellnerstraße - der Setzer) und -uns 


\ hinzuhalten (Brief an Bundesvermögensamt/Ministerium - 


Papier ist geduldig?!). Es lief alles darauf hin, von Anfang an 
Kontrolle über uns und unser weiteres Vorgehen zu erlangen 
(2.B. heißt Finanzierung durch's Jugendamt, Konlrolle durch 
dieses). Daraul habe ich und eine ganze Menge anderer 
Besetzerinnen und Sympathisantinnen keinen Bock. Ein 
eigenständiges, selbstverwalleles und selbstlinanziertes 
Kultur- und Wohnprojekt für Jugendliche am Jägerplatz 14 
bleibt unsere Forderung, und hoffentlich begreifen ein paar 
Menschen mehr die Dringlichkeit eines gemeinsamen 


Vorgehens bei einer Besetzung und engagieren sich nun kon- 
sequenter! Für den weiteren Kampf um unser Jugendprojekt! 
Und den Staalsbülteln sei gesagt: "Wer Jugendprojekte 
zerstört, provozierl Gewalt" - "Wer besetzte Häuser räumt, wird 
angegriffen!” 


IF THE KIDS ARE UNITED; THEY WILL NEVER BE DINIDEDI 
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oder wie Bürgerbegeh 


Nun ruht er sanft , unser kleiner Freund 
Bürgerbegehren Olympiabauten-im-Prenz- 
lauer Berg, ruht sanft im olympischen Unter- 
grund des zukünftigen Radsporttempels (da, 
wo einst die Werner-Seelenbinder-Halle 
stand). Gut Hundertfünfzig waren gekom- 
men, letzten Abschied zu nehmen: seine 
Mütter und Väter von den Be- 
troffenenvertretungen in Prenzlauer Berg, 
seine Erzieherinnen von den Fraktionen des 
Bündnis 90 und der PDS. seine 
SpielgefährtInnen vom Gleimtunnel und von 
der Anti-Olympia- Koordination, viele auto- 
nome FreundInnen aus der ganzen Stadt. Er. 
dessen Lebensinhalt der Wunsch nach Bür- 
gerbeteiligung am Planungsverfahren und die 
Forderung nach Baustopp bis zur Olvm- 
piaentscheidung war, wurde hinterrücks er- 
meuchelt von Vorzeitiger Baubeginn-am- 
16.Juni. Vorzeitiger Baubeginn, die Brut von 
Nagel. dem Palladin fürs Bauwesen und Kö- 
nig Diepgen selbst. wurde in die Welt gesetzt. 
um die olympischen Götter in Lausanne zu 
erfreuen, die zur Zeit dem König und der 
Stadt nicht günstig sind. 

Die Trauergemeinde war aufgebracht über 
den allzufrühen Tod des kleinen Bengels.. 


Pfarrer Kult versuchte zu besänftigen, nannte 
Bürgerbegehren einen kecken Burschen, des- 
sen Zeit noch nicht gekommen sei, schilderte 
seine Visionen von unbeschwertem Radfah- 
ren unter dem Dach des zukünftigen Tem- 
pels,. in verkehrssicherer Umgebung und 

ohne Ozon in der Atemluft. Warum noch 

Radwege fordern in der großen Stadt, fragte 
er endlich listig, angesichts dieser zukünfti- 

gen Pracht und Herrlichkeit? 

All dies predigte Pfarrer Kult, aber die Un- 

ruhe unter den Trauernden wollte sich nicht 
legen. 

Bürgerbegehren war ein hoffnungsfrohes 
Kind, das täglich wuchs und wuchs. Nur noch 
wenig fehlte bis zu jener Grenze von 10%, 
die ihn zum vollwertigen Erwachsenen hätten 
werden lassen. Am 1.Juli wäre er zweifellos 

als kräftiger Jüngling zur Reifeprüfung er- 

schienen. Dann wäre er amtlich geprüft und 

schließlich vor das Parlament des Bezirkes 

geführt worden. Hier hätte er seine ganzen 

Künste und Fertigkeiten zeigen müssen und 
das waren nicht wenige. Ob er es aber ge- 
schafft hätte, die Herren und Damen Parla- 
mentarier aus des Königs Bann zu befreien, 
war ungewiss. Hier sind die Nebel des olym- 
pischen Wahnes dicht, die dunkle Magie des 
Königs und seines Palladins durchdringt die 


Räume des Bezirksamtes und liegt wie ein 


schwerer Schatten auf jedem Ratsspruch, der 
von hier nach aussen dringt. 
Doch dazu sollte es nicht mehr kommen. der 
feige Mord nahm Bürgerbegehren das Leben. 
Die Menschen im Bezirk mochten den Kna- 
ben und gaben ihm gerne ihre Unterschrif- 
ten. Er erinnerte sie an eine Fee mit Namen 
Demokratie, die ihnen einst erschienen war. 


her Baubeginn 


isc 
(N)Olymp! EN beerdigt wurde 


nun aber schon lange nicht mehr gesichtet 
wurde. Bürgerhegehren sprach zu ihnen häu- 
fig von den verfallenen Schulturnhallen und 
den fehlenden Toiletten in den Kindergärten 
des Bezirkes und vom hösen Fluch SPAREN. 
mit dem der König alle Verbesserungen ver- 
hinderte. Er erzählte von den sagenhaften 
Schätzen. die dieser mit seinem Palladin zur 
gleichen Zeit hortete. um den dunklen olvm- 
pischen Göttern Tempel zu hauen. 
Schließlich klärte er sie über die Lügen auf. 
die die königsstreue Presse zu den olvmpi- 
schen Tempeln verstreute. So hieß es, die 
Tempel würden Reichtum und Wohlstand an- 
ziehen und alle BürgerInnen der Stadt glück- 
lich machen. In Wahrheit machten die Tem- 
pel nur die Günstlinge des Hofes reich. In ei- 
ner anderen Stadt. vor Jahren ebenfalls vom 
olvmpischen Wahn erfasst, hatten vor kurzem 
viele BürgerInnen revoltiert, weil sie sich 
kaum noch ernähren konnten. 
Ausserdem hieß es, die Tempel dienten den 


Bedürfnissen der Bevölkerung. Warum aber, 


zum Beispiel. der olympische Tempel für den 
Schwimmsport ausgerechnet neben das SEZ, 
den modernsten und prächtigsten Tempel des 


Leibwächter ‘und Zivil-Polizi- 
sten.nehmen einen brüllen- 
den Olympia-Gegner‘ fest, 
der es bis hinter Diepgens 
Rücken schaffte, 


Wassergottes in der Stadt, gebaut werden 
sollte, leuchtete Bürgerbegehren überhaupt 
nicht ein. Hierhin pilgerten bisher die Bürge- 
rInnen aus der ganzen Stadt, vor allem die 
Jugend, um sich an den Wasserspielen des 
Gottes zu erfreuen. Jetzt allerdings hing der 
böse Fluch SPAREN über seinen Becken und 
Bädern und der Tempel droht zu verfallen. 
An all dies und noch viel mehr erinnerten 
sich die Trauergemeinde während der Rede 
des Pfarrer Kult. Der Sarg des kleinen 
Bürgerbegehren war bedeckt mit Kränzen. 
Vorbei an den grünen Garden des Königs, an 
den surrenden und blitzenden Kameras der 
Pressescharen hatte sie ihn geleitet auf sei- 
nem letzten Gang zu jenem schrecklichen 
Ort. an dem Vorzeitiver Baubeginn sein 
meuchlerisches Handwerk trieb. Hier. vor 
den Augen des Könies. seines Palladins und 
all der heuchlerischen Höflinge sollte Bür- 
verbeeehren seine letzte Ruhe finden. 

Da nützen die beschwörenden Worte des 
Pfarrers nichts. als der Könie selbst auf dem 
Platz erschien. um Vorzeitiveen Baubeeinn. 
den heimtückischen Meuchler. zu feiern. Ein 
Murren und Klaren hob an. Einzelne Stim- 


men erdreisteten sich ear. den Könie selbst 

' einen Mörder zu nennen. Ein wenig abseits 
von der Trauerstätte war eine Bühne errich- 
tet. Dorthin verschwand der König sofort. 
Hier waren die Höflinge versammelt. bereit. 
den Worten des Könies und seines Palladins 
mit chrfurchtsvoller Miene zu lauschen. Und 
auch die grüne Garde war hier. wie üblich in 
eroßer Zahl. Als der Palladin iedoch die 
Bühne betrat. steigerte sich die Unruhe aufs 
neue. Die Trauergeemeinde heeann laut zu 
wehklasen. zu pfeiffen und zu schreien und 
drängte zu ihm hin. Die erüne Garde des Kö- 
nies griff cin. Sie versuchte die Trauerge- 
meinde vom König fernzuhalten. drückte sie 
jedoch genau in die Schar der llöflinge. die 
ängstlich auseinanderstich. 


War das ein Gerenne und Geschrei. Der Kö- 
nig ergriff das Wort und wertete den Vor- 
gang, umringt von seiner grünen Garde, als 
Zeichen für die Anwesenheit der Demokra- 
tie. Diesen Trick hatte er vor kurzem von ei- 
nem olympischen Gott aus Dänemark Be- 

lernt, als der auf einem Stadtbesuch eine 

ähnliche Situation miterleben durfte. Um der 
Rede des Königs Nachdruck zu verleihen 
verprügelten die grünen Garden eine jungen 


, Frau bis sie blutete und schleiften einen an- 


deren an seinen Haaren uuer über den Platz. 
In köniestreuen Zeitungen hieß es später. sie 
hätten gewaet. den Könige selbst tätlich 
anzugreifen. aber das ist gelogen. 

Uber Bürgerbegehren fand der Könie nur 
verächtliche Worte. die im Tumult und auf- 
erund der häuliren Unterbrechune der 
Lautsprecheranlaee iedoch kaum jemand 


. 
verstand. Dann redete noch der Großpriester 
des Weltradsnortverbandes aus Holland der 
sich riesig darüber freute. daß sein Temnel 4) 
schon ‚vor dem Entscheidungsspruch der 
olvmpischen Götter errichtet wird. Der Teil 
der Trauergemeinde. der der erünen Garde 
des Königs bisher entwichen war. freute sich 
ebenfalls über den Holländer und beiubelte 
die eroße Stadt Amsterdam. 

Endlich beeann ein eroßer Bagger damit. ein 

Loch in die Erde zu rammen. Vorzeitieer 

Bauhceinn nahm seine üble Arbeit auf, Von 

einem Dach gegenüber ertänte einsam eine 

Sirene als Zeichen des Protests. x 

Das durch und durch königstreue Pernschen 
berichtete später von ciner historisch en 
Feed Stadtecschichte. die durch einiec 

irnverbrannte. bösartiec ü aufschetztc 

Elemente gestört en N 


Großzügigkeit der" 
Olympia-Macher 
kritisiert 


Der Bund der Steuerzahler hat am 


Freitag Kritik an den spend 
!Olympia-Machern geübt, die ee 


Katarina Witt sorgt 
für Verstimmung 


Berliner Olympiabewerber verärgert über Vortrag 


Minuten nach Katarinas Rede kaum 
in der Lage.. Für Thomas Bach, ne- 
ben Walther Tröger zweites deut- 
sches IOC-Mitglied, bedeutete die 
Aussage der 27jährigen Sächsin in- 
des kein Problem: „Man kann damit 
leben.“ Sein IOC-Kollege Anton Gee- 
sink (Niederlande) erklärte salomo- 
nisch, „daraus kann ein jeder seine 
eigenen Schlüsse ziehen“. Auch 
Walther Tröger wollte sich nicht von 
der Hektik der Berliner erfassen las- 
sen: „Es gibt schlimmere Dinge. Als 


Von unserem Mitarbeiter 
Jens Weinreich, Lausanne 


Die Berliner Olympia-Delegation 
hatte sich schon auf ein geruhsa- 
mes Ende des Einsatzes in Lau- 
sanne gefreut, da sorgte Katarina 
Witt für Verwirrung und Irritatio- 
nen. Die zweifache Eiskunstlauf- 
Olympiasiegerin war vom IOC als 
eine von 17 Persönlichkeiten auser- 
wählt worden, die auf der 100. IOC- 


Session zum Thema „Olympismus 
und Kultur“ das Wort ergriffen. 

Die in Berlin wohnende und trai- 
nierende Chemnitzerin sprach unter 
anderem darüber, daß „die Olympi- 
schen Spiele oft genug für politische 
Ziele mißbraucht wurden“, begin- 
nend 1936 bis hin zum Boykott von 
1980 und den „Folge-Boykotts“. Eine 
Feststellung, gegen die so nichts 
einzuwenden ist, „wenngleich das in 
einer Rede zu Sport und Kultur viel- 
leicht nichts zu suchen hat“, wie 
NOK-Präsident Walther Tröger er- 
klärte. 


10C-Ehrenmitglied Berthold Beitz 
war indes von den Aussagen Kata- 
rina Witts so schockiert, daß er stür- 
misch den Vortragssaal im neuen 
Olympischen Museum verließ. „Es 
steht ihr nicht zu, darüber zu re- 
den“, erklärte Beitz zornig. Die Berli- 
ner Olympiabewerber, total verunsi- 
chert allein durch die Erinnerung an 
die Olympischen Spiele von 1936, 
reagierten völlig verstört. Brigitte 
Schmitz, Leiterin der Internationa- 
len Abteilung der Olympia GmbH, 
verschlug es gar die Sprache, zu el- 
ner Stellungnahme war sie wenige 


Berliner Bewerber sage ich natür- 


lich, dieses war nicht notwendig, 


doch Katarina Witt darf genauso wie 
Herr Beitz ihre Meinung haben.“ 
Aufregung um nichts? Die Reak- 
tionen der Berliner Olympiabewer- 
ber lassen zumindest eine große Un- 
sicherheit in der Auseinanderset- 
zung mit den Spielen des Jahres 


1936 schließen. Katarina Witt hat | 
nur das gesagt, was ohnehin jeder 


weiß, und dies vorsichtig formuliert. 
Ihre Aussagen damit in Zusammen- 
hang zu bringen, daß sie sowohl als 
Olympiabotschafterin als auch für 
die sechsköpfige Berliner Delega- 
tion bei der entscheidenden Präsen- 
tation der Olympiabewerber im Sep- 
tember in Monte Carlo im Gespräch 
war und dann doch nicht auserwählt 
wurde, und nun einen „Racheakt“ 
startete, wäre böswillige Unterstel- 
lung. 

Neben Katarina Witt sprachen 
auch der kanadische Eiskunstlauf- 
Olympiasieger Toller Cranston und 
die ehemalige Weltklasseturnerin 
Vera Caslavska, heute NOK-Präsi- 
dentin der Tschechischen Republik. 


für die in Atlanta stattfi 

Spiele Reise und erg Ten 
nehmer aus „armen Ländern“ finan- 
zieren wollen. Mit der Zusage für 
Atlanta in einer Situation, in der so- 
ziale Leistungen und öffentliche Mit- 
tel gekürzt und gar gestrichen wer- 
den müssen, ist für den Steuerzahler 
re zu verstehen, daß diese Kosten 
{ ommen werden so i 

in einer Mitteilung. 2 ie 


Schweizer Polizei 
schob 25 Berliner 
Autonome ab 


Lausanne. dpa/eb 
Die Schweizer Polizei hat gestern 
vormittag 25 Demonstranten aus 
Berlin abgeschoben, die am Vortag 
in Lausanne am Rande der Feiern 
zur Eröffnung des Olympischen Mu- 
seums wegen Gefährdung der öf- 
fentlichen Sicherheit festgesetzt | 
worden waren. Ein Aufgebot von Si- 
cherheitskräften brachte die Freige- 
lassenen zu einem Zug. Sie dürfen 
die Schweiz für die nächste Zeit 
nicht mehr betreten. | 


Bei den Demonstranten, die am 
Vortag auf dem Rathausplatz ver- 
geblich einige Eier in Richtung des 
IOC-Präsidenten Juan Antonio Sa- 
maranch zu werfen versuchten und | 
vor dem Museum die Parole „No 
Olympics“ gerufen hatten, handelt 
'es sich nach Angaben des Sicher- 
heitsbeauftragten der Olympia 2000 
Berlin, Peter Hanisch, um „militante 
Autonome“. „Nur durch das 
schnelle und energische Einschrei- 
ten der Kantonspolizei sind Aus- 
schreitungen verhindert worden“, 
sagte Hanisch. 

Bei den Durchsuchungen der 
Festgenommenen fand die Polizei 
blaue Farbe, offenbar sollte der 
weiße Marmor-Brunnen vor dem 
Museum bespritzt werden. Nach 
Schweizer Angaben umfaßte die aus 
Berlin angereiste Gruppe der Auto- 
nomen 50 ‚Personen. | 


LAUSANNE IST EINE REISE WERT 


Am 23.693 wurde in Lausanne das 


"Olympische Museum" mit dem sich das IOC 
Br Denkmal setzen will, eingeweiht. Das 
gesamte IOC und reichlich . Politprominenz 
(Diepgen, Reuter von Daimler Benz usw) wären 
anwesend, Dies war noch einmal eine gute 


bz: In den 


ANGNI 


#7. 1m hat Hrzhle, wiaft Sm gem verkleidet \whrt, wie 
— konntet ihr dann trotzdem so schnell abgegriffen Tr 


beate:Erstmal haben wir ıms gesagt, daß wir keine 
Chance haben ganz nah ans IOC ranzukömmen, wenn 
wir aussehen wie immer. Deswegen haben wir uns als 
"Normalos" verkleidet, so mit Schlips und Anzug oder'n 
schickes Kleidchen. _Vorm Rathaus fand 'ne 
Eröffnungsrede statt und da flo dann Eier auf 
Samaranch und to., begleitet von Anti-Samaranch -ünd 
Anti-Olympia-Parolen. Später gab es dann vor dem 
Museum, das am Genfer See liegt, die richtige 
Eröffnungsfeier, die wirvon Tretbooten und von Land 
aus mit Parolen und Transpis begfückten. Eigentlich 
wollten wir noch mehr machen, faule Törtchen werfen 
usw. -das klappte aber nicht, teils wegen technischer 


Panneb, teils weil wir total schnell abgegriffen wurden. 
a 


ONZEN 


werden? 


beate: Die wußten vorher schon teilweise, wer wir sind, 
An der grenze hain die Pässe von uns abfotögrafiert und 
die Schweizer Bullen hatten wohl auch im Vorfeld 
Kontakt zu Berlin. Die ham damit gerechnet, daß wir 
was machen.Einzelne Leute waren also schon bekannt. 
Var'm Rathaus am Vormittag waren außer uns und den 
Bullen hauptsächlich ältere Leute und: Familien, 
deswegen war es da nicht so schwer uns 


e 


bz: 


Gelegenheit für Berliner OlympiagegnerInnen 
lautstark diesen "Damen und Herren" zu 
zeigen, was sie vom IOC, den Olympischen 


‘Spielen in Berlin und überall anders hälten, 
"Beate, eine der 5P Leute, die sich auf den Weg 


DE 
. 


iS‘ 


nach Lausanne machten, erzählt 


(x 25 Leute aus Berlin sin eingefahren. Wie war das da 


im Knast? 


beäte: Die ham uns in überheizte Einzelzellen gesteckt, 
alles kahl, ntir versiffte Pissbecken din, ohne Fenster, 


Tageszeitungen mit Kameras und abgehört natürlich, mit Beton- 
bs 2. h geschmissen Be lesen, daß ihr Eier atıf |Pritschen. Teilweise bekamen die Leute erst sehr spät 
Fufe anderen Aktionen, mal was darüber Matratzen und Decken. Ich muß aber sagen, däß es bei 


mir in det Ecke auch ziemlich lustig war, wir konnten 
uns durch Rufen unter ‚auch mit dem Stockwerk 
drüber. Teilweise konnten wir duch die Türklappen und 
die Türen öffenen und uns sehen. 


Die Verhöre waren ganz unterschiedlich, Es wurde 


' versucht, einige Leute Zu bedrohen und einzuschüchtern 


- sie wurden angebrüllt und es fielen Sprüche wie "Ihr 
gehört doch alle ins Arbeitslager" usw... Bei mir wars 
nicht ganz so schlimm. Aber kacke wat es trotzdem für 
uns alle, weil wir ja nicht genau wußten, wie die 
Rechtslage in der Schweiz ist, ob es ähnlich ist wie bei 
uns, was wir dürfen und was nicht. Dann hab ich mir 
halt überlegt, daß ich damit genau so ümgehe wie zu 
Hause, hab also nur Fragen zu meinen Personalien 
beantwortet und sonst das Maul gehalten und auch 
‚nichts unterschrieben. 

Wir sind alle zwischen 12-17 Uhr am Mittwoch 
eingefähren und kamen dann am Donnerstag gegen 10 
Uhr wieder aus dem Knast. 


Ihr seid darin abgeschoben worden. Wie lief das ab9 


beate: Die ham uns in 46er Gruppen zum Bahnhof 
gefahren, der Bahnpolizei übergeben und dort wurden 
wir nochmal 'ne halbe Stunde eingesperrt. Dann ham sie 
uns Zugtickets nach Basel in die Hand gedrückt, uns auf 
den Zug gebracht und gewartet, bis wir weg waren. In 
Basel sind wir dann einfach über die Grenze gegangen. 

Für3 von uns lief es allerdings hfliger ab. Die waren fast 
24 stunden im Knast und würden dort von einer Zelle in 
air ande Verlige Und dies munter diem auch: la 


'Gepäckwagen mit Bullenbegleitung in einer winzigen 


Zelle mit Sitzgelegenheit) für nur 2 Leute die Bahnfahrt 
überstehen, Sie wurden an der Gtenze dem BGS 
übergeben. Dort wurden sie dann allerdings freigelassen. 
Es war für die L£ute ein ganz schörier Horrortripp, wiel 
die das mit den BGS wußten, aber völlig im Unklaren 
darüber gelassen wurden, ob der BG$ sie weiter im 
Knast behält, und was sonst noch nachkommt. 


bz: e sich der ganze Aufwand für dich gelohnt? 


I 
beate: Erst war es für uns sehr ärgerlich, für so 'ne 


wiederzuerkennen. \ol: T 
Außerdem waren 900 Bullen im Eihsatz, davon total xsp0 
N 


viele Zivis. Die Schweizer Bullen waren auch ganz klar Tuapeulia wi EAMElEN rufen ß on: 


Steß zu haben, aber dann ham wit Zeitungen gelesen 


auf Abgreifen drauf. Es ging denen gar nich darum, uns 
wegzudrücken oder ähnliches, sondern nur ums 
einknasten tnd abschiebeti. Kann sein, daß die Bullen in 
Lausanne deswegen so heftig drauf sind, weil dort der 


und festgestellet, daß die ganze Aktion doch ein großes 
Presseecho hatte und das hat uns gezeigt, daß gar nicht 


‚soviel nötig ist, Aufsehen zu erregen, grad 'wenn es um 


Olympia geht. 


IOC-Hauptsitz ist, die deswegen die Stadt ruhighalten 
| " wollen und da ja aych schon öfter was abgelaufen ist. 


Ich würde wieder fahren. 


- © 
. ® [ _ 30 
6.6.93 Berlin-Friedrichshain ca. 15° Uhr OLYMPIA KOMMT AUF LEISEN SOHLEN 
An diesem Tag sollte eine Fahradsternfahrt mit anschließender (unvollständige Liste der Bullenaktienen gegen (z.t. ehesala) besetzte Käuser in 
Blockade des geplanten Innenstadtrings stattfinden. Die insgesamt Friedrichshain) 
' 2000 TeilnehmerInnen waren jedoch zu wenige um diese Blockade | 
| durchgehend aufrechtzuerhalten. Deshalb wurden nur punktuell Kärz '93 : begrünte Badevannen vor Palisadenstraße und Liebigatraße 34 verden 
| inige Brücken und Kreuzungen immer mal wieder dichtgemacht. un 6:00 durch das Tiefbauant unter Bullenschutz (eine Manne) adseräunt 
i eekhter Tor in Friedrichshain war es um 15” mal wieder so- 4...’ : Mausdurchsuchung, Beschlagnahaungen, Festnahnen (alle ED-behandelt) 
| m Ein ganz rabiater Autofahrer meinte das aber gar nicht gut in der Schreinerstr. 47. Begründung: Anti-Olyapia Transparent 
m N: nn und wollte mit seinem Auto in die Leute auf der 17.-21.4.'93 : 10€ Besuch, belagerunssähnlicher Zustand durch Bullen vor den 
nn reinfahren. Unsere "Freunde und Helfer“ in Grün fanden Häusern 
ih its nun aber wenig nett und stellten sich "todesmutig" ZWI- Ende April : Mausdurchsuchung in der Kinzigstr. 9 
| Inrerset ifend Fahrzeug und die BlockiererInnen. Der  ı.5.'»3 und die Tage vorher und nachher : erneut Belagerungszustand vor den 
schen angreiiendes h ; in "Helfer" Häusern, eıtres prevozierendes Auftreten der Bullen 
| fahrer, davon wenig beeindruckt, gab Gas und ein "Helf 
| Autota 2 nn torhaube - soll dann wohl im Krankenhaus gelan- 14.3.'9 : erneut besrünte Badevannen mit Milfe grüner Hannen vor der 
ging über die Mo 5 ich h Liebiestr. 34 durch das Tiefbausat abseräunt 
| i fand der Rest der Bullen nun überhaupt nicht mehr 
| det sein. Das fan h 28.5.'93 : "Cafe Parklücke" (autonones Straßencafe) vor der Liebisstr. 16 durch 
| ustig. 10 Bullen standen um das Auto rum und wollten des Fahrer 
! u War der nicht o einfach, weil der nämlich groß und blaulicht Rüuskonsande (drei Nannen, zuei Dosen) und 
nr: ” . neh ohte und aus diesem Grund wie wild Tiefbausat/Baufirsa (abgekledte Firnenschilder) zerstört 
\ IC I hu Die Bullen konterten mit Gummiknüppel und 3.6.'93 : Riguerstr. 83/84 Treppe zun Intoladen, Fahrradständer, Blusenkästen 
| ums | ’ En der Fahrer bewußiios war - und schon und geparkter Zirkusvasen un 9:00 abgeräunt (wieder Tiefbaunat, 
| Tränengas ins Auto eh ka) Bullenvannen und gesperrte Straße). Der Zirkusvagen wird aa 
' . ür ennaus! 
| gab's den nächsten Fall für's ran ; de darauffolgenden Tas auf den Gelände des Tiefbauaats zerstört 
Bliebe noch anzumerken, daß wir den an diesem a: 9.6.9 : Scharnveberstr. 29 Hausdurchsuchung (eine Mehnung) durch schvarz 
allen voran dem Autofahrer, den Bullen und = sp n ih er veraunate SEK Bullen und mindestens 7 Naanen plus Zivis 
kommenen Krankenwagen herzlich danken möchten für ihre 10.6.'93 : Rigaerstr. 77 nächtliche Bullenprovokation (versuchen Kneipe zu 
| kräftige Mithilfe bei der Aufrechterhaltung der Blockade. 


durchsuchen, besichtigen davor abgestellten Canpingbus) und knüppein 


erundlos Bewohner von Fahrrad 


16.6.'93 "2 Grünbergerstr. 


Hausdurchsuchung durch sechs bis acht Bullen und 


Zivis 
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ANTIFA WORKCAMP 93 


IN BUCHENWALD WEIMAR | 
VOM 16.08 -21.03 1993 


Auch dieses Jahr findet wieder ein Antifa-Workcamp in der Nähe des ehe- 

maligen KZ Buchenwald statt. Es wird diesmal ein richtiges Camp, da wir 

weder im Bungalowdorf, noch in der Begegnungsstätte pennen, sondern auf 

einer großen Wiese. Das bedeutet Zelte, Schlafsäcke und Isomatten mitzu- - 
bringen. Für Verpflegung wird gesorgt. 

Für diese Woche sind Diskussionsrunden über verschiedene Antifa-Themen, 

ein ständiger Infostand vor dem Lager, eine alternative Stadtführung durch 

Weimar und Buchenwald, eine Besichtigung des Außenlagers Dora und ein 

Konzert geplant und 2.T. schon organisiert.Die Pflege- und Aufräumarbeiten 

auf dem Gelände des Lagers werden sich dieses Mal zum größten Teil auf | 
das ehemalige Krankerevier beziehen. | 
Auch in diesem Jahr werden Menschen mit verschiedenen Arbeitsmethoden 
an dem Camp teilnehmen und ein breites, buntes Spektrum bilden; d.h. von 
PDS, BdA bis zu autonomen Zusammenhängen. Wir wollen zusammen 
arbeiten, diskutieren, Spaß haben (!), uns kennenlernen und vielleicht dabei 
besser verstehen. 


| Anreise ist Sonntag, 15.08. von 16.00 bis 20.00 Uhr auf dem Buchen- 
waldvorplatz. Von dort gehts dann erstmal zu der "Pennwiese". Leute | 
die später kommen, melden sich dann in der Gerber 1 bzw. im Laufe der 
Woche dann am Infostand, der täglich ab 10.00 Uhr auf dem Buchen- 
walcdvorplatz ist. 


Genauere Informationen z.B. über das Programm und Anmeldungen!) 
für das Camp über 


INFOLADEN 8 | 
99423 Weimar ne ; | 
(noch O- 5300) Br | 
ge s 2 | 
—C—LL————— 

FASCHOAUFMARSCH BEFÜRCHTET a | 


— 
Die Antifa Halberstadt/Quedlinburg befürchtet für den 2.Juli 
einen Aufmarsch von Faschisten auf dem Schloßberg in Quedlinburg. 
Anlaß der Befürchtung sind ähnliche Umtriebe in den vergangenen 
beiden Jahren, die durch einen SPIEGEL-Artikel in der Nazi- 
Szene popularisiert wurden. Hintergrund des Interesses der 
Faschisten ist eine am 2.Juli 1935 pompös inszenierte NS-Weihe- 
veranstaltung zum 1000. Todestag Kaiser Heinrich I.. 
Die Antifa HAQU ist ab 1o Uhr auf dem Schloßberg präsent und 
bittet um Unterstützung. Für 15 Uhr ist eine Kundgebung geplant. | 
Weitere Infos unter: "Zora e.V." Halberstadt (Tele: 03941/25126) | 


a 22 und Quedlinburg (Tele: 03946/4295) 


993 soll die Stadt Potsdam das erste 


TROTZ1000 


Ein Beitrag’ zum grauen Geschichtsjubileum einer 1000-jährigen Stadt 


mal urkundlich erwähnt worden sein. Obwohl auch das noch nicht ganz 


klar ist.Schon 12 Jahre zuvor wurde ein Potsdamer bekannt. Als Pferdedieb. So nahm die Geschichte der Stadt 


so ihren Lauf und würde in Preußens 
ist.Nach dem Preußischen Militär kam die kaiserliche Garde, die Wehrma 


Bundeswehr. 


Heute befindet sich die Stadt in einer finanziellen Kriese, 


Wo 
vor Berlin . 


750 Jahre Berlin(West)-Inszenator Börries von 
Beine zu stellen und dem Ganzen einen touristenfreundl 
Dem Pots1000 zun Trotz entschlossen sicheinige 
Einige der (ge-) laufenden Aktiondn entstammen der 
Reichlich Streß haben die Pots1000-Organisatorinne 


die Teilnahme an 


"BürgerInnen" der Stadt 
manche "Kritik" und Diskussionen gefallen lassen, bevor 5 


sich die "Prominenz" so 


tund kein Geldzı 


;h die 1000-Jahr -Feier wollte sich hier niemand 
Liebermann herange 
ichen, historisch-militärischen Touch zu geben. 

den Bonzen in die Suppe zu spucken.. 


Glanzzeiten Die Garnisionsstadt, 


verschiedene Leute , 


die sie bis heute auch noch geblieben 
cht, die NVA und schließlich nun die 


wie wohl so viele Gegenden hier im Osten. 


Wohnungsbau sowie jede Menge Spekulanten in der "ruhigen" Vorstadt 


entgehen lassen und so wurde der 


holt , um dieses Millionenspektakel auf die 


Einladungen, die außer den schon geladenen Bonzen auch 


hingaben. Zum Abend wurde mit falschen Plakaten zum Freibier eingeladen, was sogar einige Gäste vom 


Bahnhof Zpo aus Berlin anlgekte, 


Liter heraus, 


4.6.'93 fand im Rahmen der Feierlich 
Verein übelster Militaristen, statt. Die Veranstaltung sollte durch ein 
Diese "Kameraden" bewiesen jedoch ihr 
Die Gesellschaft für Wehr» und Sicherheitspol 
inister der BRD Rupert Scholz zum 


Krie; 


] 


begrüßte er die vielen Gäste, wobei besonders viel j 
doch als es ihn nach ca. einer Stunde zuviel mit dem 


- "Kameraden" herausgetragen. 
Für Aktion mit Spaß und Phantasie I1! 


Störfall 


i äßt sich 

M Gramlich | ö 

die offizielle PorsTausend { 

" Eröffnung von Störversu 
chen nicht vermiesen- 


Polizei ist eingeschaltet 


Stadt befürchtet Störungen durch gefälschte Einladungen 


Die Eröffnungsveranstaltung zur 
1000-Jahr-Feier wird nach Ansicht 
von Oberbürgermeister Horst Gram- 
lich wie geplant ablaufen. Die Dis- 
kussion um die Dienstag aufge- 
tauchten gefälschten Einladungen 
(die PNN berichteten) seien für ihn 
kein Anlaß etwas an den Vorberei- 
tungen zu ändern. Mit Leuten, die 
gegen die Feiern seien, müsse immer 
gerechnet werden. Bürgermeister 
Erwin Motzkus teilte gestern mit, 
daß die Polizei eingeschaltet sei, 
denn es handele sich um Urkunden- 


fälschung und unberechtigtes Be- 
nutzen hoheitsrechtlicher Zeichen. 
„Aber wenn das alles wäre,“ sagte 
Motzkus, „könnten wir zur Tages- 
ordnung übergehen“. Aber für den 
Bürger sei nicht sofort ersichtlich, 
daß es sich um eine Fälschung han- 
dele. Er befürchtet Störungen. Der 
Magistrat werde versuchen, mit Hil- 
fe der Polizei den Schaden so gering 
wie möglich zu halten. Polizeispre- 
cher Piorkowski betonte aber auf 
Anfrage: Es werde „kein Mammu- 
tangebot“ an Polizei geben. dpa/mü 


! 


"Heldentium" und zogen ihre 
itik Iud am 9.6.'93 zu einen Vortrag mi 
Thema "Bundeswehreinsätze in Somalia" ein. Zum Beginn 
unge Leute dabei wären, diese empfingen ihn mit Beifall, 
Beifall wurde, wurden diese von Feldjägern und anderen 


29:%.95 


AT 


die mit Einkaufstaschen anreisten. Die Veranstalter rückten zwar keine 2000 

gaben aber die Reste der Eröffn gsfeier ab. 

iten ein Bundestreffen der Unteroffiziersschiler e.V., einem 

Buttersäureanschlag verhindert werden. 
he bei übelstem Gestank durch. 

it dem ehemaligen 


Anzeige gegen Fälscher 


m Polizei ermittelt wegen gefälschter 
Einladungen zur Feier Potstausend 


Potsdam. Gegen die Fälscher 
der Einladungen zur Eröffnungs- 
veranstaltung zum 1.000jährigen 
Stadtjubiläum hat der Magistrat 
von Potsdam gestern Strafanzeige 
erstattet. Die Polizei ermittle ge- 
gen die Verfasser der falschen Ein- 
ladungen wegen Urkundenfäl- 
schung und dem unberechtigten 
Benutzen von hoheitsrechtlichen 
Zeichen, teilte Bürgermeister Er- 
win Motzkus (CDU) mit. Zugleich 
betonte Oberbürgermeister Horst 
Gramlich, die Festveranstaltung 
an diesem Donnerstag solle wie ge- 
plant ablaufen. Mit Leuten, die die 


. Jubiläumsfeiern stören wollten, 


müsse immer gerechnet werden. 
Am Dienstag waren in Potsdam 
Einladungen zur Eröffnungsver- 
anstaltung der 1.000-Jahr-Feier am 
Donnerstag mit der gefälschten 
Unterschrift des Oberbürgermei- 
sters aufgetaucht. Nach Recher- 
chen der Stadt sind die Einladun- 
gen offensichtlich per Hand in die- 


Briefkästen ausgesuchter Perso- 
nen geworfen worden, 

Den in der Einladung gegebe- 
nen Hinweis, in Abendgarderobe 
zu erscheinen, werteten Sicher- 
heitsexperten als Indiz, daß die 
Fälscher möglicherweise für Kra- 
wall unter den 600 geladenen Gä- 
sten sorgen wollten. Obwohl der 
Magistrat alles unternehme, um 
Provokationen auszuschließen, 
müsse damit gerechnet werden, 
daß beispielsweise auch Farbbeu- 
tel fliegen, betonte Motzkus. 

Für Magistrats-Pressesprecher 
Torsten Peters deutet der Vorfall 
auf das Interesse einiger Leute hin, 
die Veranstaltung stören zu wol- 
len. Das werde aber nicht gelingen, 
sagte er. Die Polizei behandele die 
Eröffnung von „Potstausend“ wie 
andere Veranstaltungen auch, er- 
klärte Geert Piorkowski, Potsda- 
mer Polizeisprecher, auf Anfrage. 
Es werde „kein Mammutaufge- 
bot“ an Polizisten geben. dpa 


r 


Kampfeinsatz in Potsdam 


Jw. Wenn Preußens alte Metro- 
pole 1000 Jahre alt wird, will 
sich auch die Bundeswehr nicht 
lumpen lassen. Und weil die 
Preußen bekanntermaßen nicht 
so schnell schießen, ließ sich 
die Gesellschaft für Wehr- und 
Sicherheitspolitik bis Mitt- 
wochabend Zeit, um die Jubila- 
rin mit einem Vortrag des ehe- 
maligen Verteidigungsministers 
und Verfassungsrechtlers Ru- 
pert Scholz zu beglücken. Dem 


Jugendliche 


störten Vortrag 
von Ex-Minister 
Rupert Scholz 


Potsdam - Ein Vortrag des frü- 
Verteidigungsministers 


heren 


und Verfassungsrechtlers Profes- 


BRANDENBURG. Der erste Bundes- 
wehrbeitrag zum Potsdamer Stadtju- 
biläum wurde von tosendem Beifall 
begleitet, was dem Blauhelm-Referen- 
ten Rupert Scholz gar nicht gefiel. 

Die Kameraden vom Bund 
schließlich auf ihre Weise Frieden. 


eten 


freilich ging’s um den Beweis, 
daß deutsche Soldaten unterm 
UNO-Dach allüberall kämpfen - 
also schießen — dürfen, weil die 
Bundesrepublik 1973 die UNO- 
Charta vorbehaltlos unterzeich- 
net habe. 

Bevor Scholz freilich vom 
»Musterfall« Somalia erzählen 
konnte, mußte die Bundeswehr 
schon mal »friedensstiftend« tä- 
tig werden. Zwar hatte sich der 


sor Rupert Scholz (CDU) in Pots- 
dam gipfelte am Mittwoch abend 
in einem Eklat. Etwa 20 jugendli- 
che Zuhörer störten die Veran- 
staltung der Gesellschaft für 


Wehr- 


und Sicherheitspolitik 


e.V. in der Villa Ingenheim mit 


ständigem Beifall. 


greiflich und schleppten die Stö- | 
rer, die zum Teil Widerstand lei- 


steten, aus dem Saal. 


Sektionsleiter und Oberst der 
im _Generalstab 
Dietmar Klenner beruft sich auf 
sein Hausrecht: die Villa Ingen- 
heim sei eine Bundeswehr-Lie- 
genschaft. Erst nachdem eine 
verbale Aufforderung, das Klat- 
schen einzustellen, keine Wir- 
kung zeigte, sei der Rausschmiß 


Bundeswehr 


erfolgt. 


Daraufhin 
wurden einige der 240 zumeist 
uniformierten Soldaten hand- 


Oberst Klenner, anfangs noch 
besonders über die vielen ju- - 
gendlichen Gäste gefreut (Ap- 
plaus), bedankte sich auch Ru- 
pert Scholz freundlich, aber of- 
fenbar erstaunt über die Vor- 
schußlorbeeren (starker Ap- 
plaus). Als Rupert Scholz 
schließlich bemerkte, daß der 
Wert seiner Rede im krassen Ge- 
gensatz zum gespendeten Ap- 
plaus stand, forderte er mehr- 
fach, »diesen undefinierbaren, 
dümmlichen Beifall« zu unter- 
lassen. Als auch das nichts half, 
gingen die Bundeswehrkamera- 
den rüde gegen die Beifalls- 
spenderInnen von der Projekt- 
gruppe Trotztausend vor und 
schafften Ruhe. Friedensstif- 
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schaft für Wehr- und Sicherheits- 
politik auch in Zukunft auf 
Selbstverteidigung zu setzen: Mit 
Blick auf noch zwei weitere Ver- 
anstaltungen des Vereins zur 
1000-Jahr-Feier meint er ent- 


schieden: „Wir lassen uns nicht 
| alles bieten.“ Polizei und Staats- 


anwaltschaft waren gestern zu 
keiner Stellungnahme bereit. 


Nach dem Gerangel ging der 
Redner Scholz auf Kampfeinsät- 
ze der Bundeswehr in Somalia 
ein, die er unter dem Dach der 
Vereinten Nation schon jetzt für 


klar geregelt hält. 


Heike Kowitz , 
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Deutsche Soldaten in Somalia 


) DIE BR ER 
NEO-| (e]Ke]\iy TR] 1 Kal, ISYNSOMALIAS 


Die Bilder, die seit Mai dieses Jahres aus Somalia zu uns kommen, sind nicht mehr die ü 
chen Hungerbilder. Jetzt ist das Land in den Schlagzeilen, weil deutsche Soldaten dort im®% 
Einsatz sind. 4. PR 
„Was aber ist bei uns bekannt von Somalia und den Ursachen des dort stattfindenden 
* Bürgerkrieges? Um etwas zu verstehen von dem, was sich am Horn von Afrika abspielt, ist” 
ein Blick in die jüngere und ältere politische Geschichte des Landes und damit des afrika-%, 
nischen Kontinents notwendig. ' : $ 


wo. 


B2 AR GG 
ILE UND HERRSCHE« EI 
Somalias vorwiegend nomadische Be 
Aufzucht und dem Handel mit Ri 
sierte sich die Gesellschaft entl 
deten gleichberechtigte, nicht- 
„ sich im Fall von Konflikten um Wasser- 


handelten. In die der relativ kargen 
B re 2 EIG 


„TE 
7: 


hervorrangend ange 
DEE 5 
A 


7 ihrer Gebiete 
7, die traditionelle Clanstruktur für ihre Interessen. „Teile und herrsche“ war das 
4 Prinzip. Indem Anführer ausgesuchter Clans Privilegien erhielten, wurde zugleich 
deren gesamte Gefolgschaft zur Loyalität verpflichtet. Dadurch, daß andere Grup- 
z pen von Macht und Pfründen ausgeschlossen wurden, entstanden Spannungen in- 
4 nerhalb der somalischen Bevölkerung. : 2 
%4 Auch als nach dem politischen Ende der Kolonialzeit in den 60er Jahren ein zentra- 
ler Staatsapparat etabliert und nationalistische Ziele formuliert wurden, konnten 
; diese internen Spaltungen nicht überwunden werden. Als Siad Barre, der erst An- 
R fang 1991 vertrieben wurde, 1969 mit Hilfe der Sowjetunion durch einen Putsch an & 
24 die Macht kam, versprach er tiefgreifende Veränderungen. Die Somalis sollten unab- 
: hängig von ihrer Herkunft die gleichen Chancen und Rechte erhalten. Barre verbot 


i omalische Einheit zu 


ee, WE, 


GENE Ti el ah er zn > a te 7 ar TE TE Te 4 nt ER 

El ETZW somalische Staat sollte nach dem Vorbild der UdSSR organisiert - 
werden und erhielt dementsprechende Unterstützung aus den sozialistischen Bru- - 
derländern. Zwischen 1969 und 1977 wurde die Armee von der UdSSR ausgebildet . ER 
" und bewaffnet, die DDR unterstützte den Geheimdienst. Barre besetzte viele hohe :. 
Positionen innerhalb des Militärs und der Regierung mit loyalen Mitgliedern seiner 
Familie. Sein Ziel war es, ein vereintes „Großsomalia“ zu schaffen. Als er 1977 bei 


einem Grenzkonflikt mit Äthiopien (Ogadenkrieg) unterlag, war der somalische 


A tator Barre seine Herrschaft aufrechterhielt 7 u 

4 In diese zunehmende Isolation des Regimes fiel der s bst“ 
1977. In der Bundesrepublik wurde Arbeitgeberpräsident Hanns Martin Schleyer 
von der Roten Armee Fraktion (RAF) entführt, um Druck auf die Bunderegierung ;ö 
zur Freilassung von RAF-Inhaftierten auszuüben. Unterstützend zwang ein palästi- 


dereinheit GSG9 erhielt freie Hand auf dem Flughafen der somalischen Hauptstadt, 
stürmte die Maschine und befreite die als Geiseln genommene Crew. Die Bundes- 7; 
regierung revanchierte sich mit großzügiger Hilfe, zum Teil als Entwicklungshilfe, % 

teilweise aber auch als Unterstützung von Militär und Polizei. Doch war die Bundes- 
Z republik nur die Vorhut. In der Folgezeit bauten die USA in der nordsomalischen 
Stadt Berbera einen Tiefseehafen, wo sie einen Teil ihrer Flotte stationierten. Die 
geostrategische Lage des Landes als Brückenkopf zu den arabischen Staaten und als 


Anrainer des Golfs von Aden, einer wichtigen Wasserstraße für Öltransporte, 


machte Somalia interessant. 9, 


entgegen ihrer urspünglichen Versprechen, eine gleichberechtigte Beteiligung der 
Clanältesten des Nordens an der Regierung systematisch verhindert. Die regionale $ 
Somalische Nationale Bewegung (SNM) führte einen Bürgerkrieg gegen Militär und $ 
Behörden — und wurde vom Regime Barre mit allen Mitteln bekämpft. Mitte der ; 
80er Jahre waren die größten Städte des Nordens (Hargeisa und Burao) zerbombt. , 
Dennoch konnte die SNM die Regierung Barres destabilisieren. Doch dauerte es & 


weitere fünf Jahre, bis die oppositionellen Kräfte aus den südlichen und nördlichen $ 
Provinzen, die SNM, die 5 
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Was ihnen nicht gelang, 
form. Nachdem Barres 


he rgerkrieges organisieren sich entlang ihrer CI 
: gehörigkeit und kämpfen um territ 


oriale Macht und Ressourcen. 5:33:22 
; Da Reichtum und Städte bereits geplündert sind, wurde in den vergangenen Jahren 
zunehmend um die Hilfslieferungen der UNO gekämpft. Heute geht es zusätzlich 
; um Machtpositionen, die den Zugang zu den zukünftig zu erwartenden Hilfsleistun- 
;gen für den Wiederaufbau sich 


i ern. Bei einem möglichen Friedensschluß will jede 
;Partei als erste anerkannt wer. 


den und Ansprüche auf die Macht 
:Waffen, mit denen heute in Somali Sie 


elden. Jene: 
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Kambodschaner, Vietnamesen, amilen aus Sri Lanka, Bosnier und pälestinensische Arabe ; 
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20 Jahren im 
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Re een 0 See Ss nee Br DT 9 ae 
Ei er dem Titel „Restore Hope“ 
un Sn scheint auf den ersten Blick aus ae le 
we Zara rn RT das formulierte Ziel, die Nahrungsversorgung der Be- 
Waal, die Usa u 70 ie 3 ai ee “ 
a ‚n rozent der Na i 
pr wre Sa wurden von keiner scan sah 
ee we er en „Save The Children Fund“ berichtete auf ner 
see vor Beginn der Operation, daß er viertausend Tonnen Nah 
ee gas „ohne einen einzigen Sack zu verlieren“. Und auch die O { 
eigen Be % Ari Frontieres“ widersprach im vergangenen Dezember den 
derter Ka heielerunden. a A a ea a 

erholt. Sie werden benutzt, um die 


Ankunft der Truppen zu rechtferti 
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Noch in diesem Sommer zieh 
t erstmals nach dem Ende des zwei 
.g.,+ * * * . 
wir In wieder bewaffnet in die Welt. Als das Bonner Ken al 40 
Are e nach Somalia, am Horn von Afrika, zu schicken, wurde da a ge 
gsp itische Beschränkung der Bundeswehr auf die Land: % ü si on 
re 5 es- und Bündnisverteidigung 
. Wa di Be E Ä R E “ 
n en betreibt, ist die folgenreichste außenpolitische Verän 
er ufrüstung in den 50er Jahren. Die damal 2 
h k Is begon ilita- 
: hans me nn nach dem Wegfall der Ost-West-Polarisierung y a 
ee ji er eitsinteressen, in eine offensive Umsetzung deutscher Interessen rd 
. Ein militärischer Einsatz als außenpolitisches Mittel wird damit wieder we 
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| EINSATZGEBIET AFRIK Sr Bi: 
Bevor die ersten Soldaten Mitte Mai zum Einsatz nach Ostafrika flogen, stimmte 
Klaus Dieter Naumann, Generalinspekteur der Bundeswehr, die Öffentlichkeit 
schon einmal darauf ein, daß mit Todesopfern gerechnet werden muß. In wessen In- 
\teresse aber soll dieses Blut vergossen werden? Was steckt hinter dem Gerede von 
einem „humanitären Einsatz“ mit „Selbstschutzkomponente“? Politiker und Militärs 


erklären die Notwendigkeit mit einer „gestiegenen Weltverantwortung‘, der sich 


das neue Deutschland stellen müsse. Es ginge darum, SO meint Verteidigungsmini- 
ds“ zu beweisen. Und Carl- 


ßere Verant- 
daß wir (...) 
Abschreckungsmechanismen 
ländern liegt im deutschen In- 
hdem die Blockkonfrontation 
dens ein Machtvakuum ent- 
ilenden Kuchen ausstrecken. : 
den Vertei- 
it die Sicherung 
ffen und der Einflußnahme 


Teilen der Welt mit 
IH 
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ster Volker Rühe, die 
Dieter Spranger, Minister 
wortung des wiedervereinigten Deutschlands in 
am Aufbau wirksamer internationaler konventioneller 
mitwirken. Sicherheit und Frieden in den Entwicklungs 
teresse“. Im Klartext heißt das: Deutschland soll, nac 
sich auflöste und in vielen Regionen des Osten 
steht, rechtzeitig die Hand nach dem neu aufzute 
„Schützen und Gestalten“ wird diese Politik 
digungspolitischen Richtlinien von 1992 genann 
des freien Handels, des ungehinderten Zugangs zu Ro 
$ auf regionale Entwicklungen, Krisen und 
a politischen, wirtschaftlichen und 
a Sicherheits- und Verteidigungspolitik bedeutet im D 
gleich verteilten Wohlstand - vor 
digen. Notfalls mit 
Krieges „besc 
die Vermittlung von 


für Entwicklungspo 


setzungen von ihnen getötet wurden, 


ist nicht bekannt. 
Quelle: Die Woche, 27.5.1993 


geschätzte Kosten in US-Dollar 

76 Mio. ee 
37 Mio. 

1500 Mio 

153 Mio 

51 Mio 

31 Mio 


Waffengewalt. 


13 Missionen unter UN-Kommando. Seit der ersten RER Fr ; 


kamen 850 Blauhelm-Soldaten ums Leben* 


sen“ - zu vertei 
In der Zeit des Kalten 


 exporte, Finanzhilfen, 
© und Ausbildung prowestlicher Polizeien un 


2. Guatemala, der Türkei oder auch in Somalia. $ 
Bi Diese militärische Enthaltsamkeit ist nun vorbe 
es werden Aufbau und Aufgabe der Bundeswe 
: sische Aufgabe der Landesve 
a Stattdessen wird der Einsatz a 
reitet. Dafür wurden und werden schnell verlegbare 


Soldaten 


479 


Bosnien/Kroatien/Mazedonien 22655 


595 

38 
272 
1350 
17531 
7000 
28000 
5805 
356 
2197 
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Zur Zeit stehen 87000 Soldaten bei 


Indien/Pakistan (Kashmir) 
Irak/Kuwait 

| Israel (Grenzgebiete) 
Israel/Syrien (Golan) 


Gebiete 
Angola 
EI Salvador 

| Kambodscha 
Mosambik 

RB Südlibanon 
Westsahara 
Zypern 


Zeit- und Berufssoldaten ausgehandelt und Waffensys 


„Handlungsfähigkeit Deutschlan 
litik, setzt nach: „Die grö 
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DIE ROLLE VON UNO, NATO UND WEU!, 4 5 

Statt nicht-militärische Strategien zur Lösung von Konflikten zu suchen, erhält die 4. 
Militarisierung zunehmend Vorrang. Dabei bedient sich die er aierns def 
UNO, NATO oder WEU (Westeuropäische Verteidigungsunion) als eigenständi- 
gem europäischem Militärbündnis. RD Ze erhen a FE 
Ei Mit dem blau-weißen Symbol der UNO wird eine weltweite Präsenz deutscher g 
B Soldaten gerechtfertigt: der blaubehelmte Soldat als Hoffnungsträger für das Gup? 
und die Farbe Weiß als Zeichen des Friedens und der Gerechtigkeit. „ m“ 

Aber: Auch ein deutscher Blauhelmsoldat ist ein Soldat. Seine Aufgabe ist das 
Kriegsgeschäft. Brunnen bohren, Pipelines verlegen, die Lebensmittel- und die medi- 
# zinische Versorgung sichern — das können Hilfsorganisationen und Entwicklungs- 


heißt die Versendung der 1640 Soldaten, könnten sicherlich kosteneffektiver ver- 
Ä wendet werden. EEE De RER ERST TTER ri 

a Die UNO ist ein Abbild der herrschenden ungerechten Weltwirtschaftsordnung.f 
Die reichsten und militärisch stärksten Staaten sind im Sicherheitsrat mit Veto- 
recht ausgestattet. Die Habenichtse schauen zu. Deshalb ist die UNO solange un- 1 
tauglich als friedensstiftendes Instrument, wie sie nicht grundlegend verändert wor- ” 
den ist. MEERE _ en  :%« y 
I je nach Einsatzgebiet und politischen Rahmenbedingungen bemüht die Bundes- 
regierung die NATO oder die WEU zur Legitimierung ihrer Einsätze. Die WEU 
wurde nach der Auflösung des Ost-West-Konfliktes politisch reaktiviert. Damit soll > 
e Handlungsfähigkeit über das NATO-Bündnis hinaus erreicht und die europäischen 
Staaten selbständiger gegenüber der NATO gemacht werden. Gleichzeitig aber be- 
müht sich NATO-Generalsekretär Manfred Wörner schon darum, das Einsatzge- 
biet des Bündnisses zu erweitern. Sollte das nicht gelingen, ermöglicht die WEU be- 
reits jetzt Einsätze außerhalb der NATO-Grenzen. 04 Po Fa <; 


a —_—  * 
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|EIN NEUER INTERVENTIONISMUSE x: , 
} Zukünftige Konflikte werden nicht mehr aufgrund ideologischer Gegensätze erwar- 
tet. Jetzt geht es um die (auch militärische) Sicherung von Einflußzonen und Roh- gef® 
stoffen. gr: N N 0,70 vz 


In den Verteidigungspolitischen Richtlinien heißt es dazu: „Nach Auflö 


in den ersten drei Monaten über 44000 


Verweigerer (inklusive Reservisten) 


Seit dem Golfkrieg steigt die Zahl der Kriegsdienstverweigerer 
 *Während des Golfkrieges verweigerten außergewöhnlich viele Reservisten (schätzungsweise 37000). 


Tatsächlich steigt die Verweigerungsrate seit. der Wiedervereinigung stetig. 


werden im Verteidigungsministerium dabei die instabile Lage in Osteuropa und „an 
der europäischen Peripherie“, sprich: in Afrika, eingestuft. Dort, in den unterent- ff 
wickelt gehaltenen Ländern des Südens, lokalisiert mann die Gefahren, die zukünftig 
durch Ressourcenvernichtung, Migration und Radikalisierung auch nach Deutsch- 
land und nach Europa getragen werden könnten. Reicht die durch Ausländer- und 
R Asylgesetzgebung vorgenommene Abschottung nicht mehr aus, sind auch drasti- 
schere Maßnahmen denkbar. „Bei insgesamt negativem Entwicklungsverlauf kann 
dieser Zusammenhang auch militärische Dimensionen gewinnen“, heißt es unmiß- 
hl verständlich in den Richtlinien des Verteidigungsministeriums. F b, 
ft“ Die Bundesregierung rüstet die deutsche Armee bereits jetzt für diese neue Politik 
A des Interventionismus um. We), ı , 
Doch läßt die Bevölkerung sich nicht von heute auf morgen militarisieren. Deshalb 
leitete die Regierung eine schrittweise Politik der Militarisierung ein. T 8, 
I Den Bürgerkrieg in Ex-Jugoslawien nutzten Militärstrategen zum rechtsverletzen- 
den Einsatz von Bundeswehrsoldaten in AWACS-Flugzeugen. re Bier; 
M Das Bundesverfassungsgericht entschied über den AWACS-Einsatz in diesem 
Frühjahr politisch und nicht juristisch. Wie anders ist sonst das Argument des Ge-\ 
richtes zu verstehen, daß die Bundesrepublik außenpolitischen Schaden im Ansehen „ 
erlitte, sollten die Bundeswehreinheiten aus den international zusammengesetzten .. 
Besatzungen der AWACS-Maschinen aussteigen? Rx 2 er 
MI Nach der Gerichtsentscheidung, den AWACS-Einsatz nicht zu verbieten, fühlt I ® 
sich die Bundesregierung berechtigt, militärisch weitergehende Einsätze durchzu- 
B führen. Bundeswehreinheiten wurden nach Kambodscha verlegt und beteiligen sich 
nun auch am Einsatz in Somalia. k# er Zr K: ’ = 


. 


=. rung wirtschaftspolitisch und geostrategisch eine führende Rolle haben soll. . 
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Erklärung der BesetzerInnen des Kriegsschiffes im Hafen von Peenemünde 
Peenemünde 1.6.1993 


Der letzte "“Abrüstungsminister“ der DDR, Reiner Eppelmann (CDU) versprach 1990 
die Verschrottung aller im Hafen von Peenemünde liegenden Kriegsschiffe. 

Im August 1992 entschied allerdings der Bundessicherheitsrat, einem Verkauf von 39 
dieser Kriegsschiffe nach Indonesien zuzustimmen. Diese Entscheidung wurde im 
Februar 1993 anläßlich des Indonesienbesuches Kohls öffentlich bekannt. 

In Indonesien werden die Menschenrechte systematisch verletzt. Die Opposition wird 
grausam unterdrückt, Autonomiebestrebungen ethnischer Minderheiten werden nie- 
dergeschlagen. Amnesty International berichtet regelmäßig von extralegalen Hinrich- 
tungen, Folterungen und Vertreibungen. Allein in den 60er Jahren wurden in Indone- 
sien mindestens 500 000 Menschen ermordet. Präsident Suharto sichert seit 1967 
durch militärdiktatorische Mittel seine Macht. 

Nach der Invasion indonesischer Truppen in Ost-Timor am 7. Dezember 1975 sind 
dort über 200 000 Menschen (fast ein Drittel der Bevölkerung) ums Leben gekom- 
men. 

Diese Tatsachen erklären Indonesien eindeutig als Spannungsgebiet. 

Auch wenn die Bundesregierung weiter an den guten Beziehungen zum Suhar- 
to-Regime festhält und Indonesien nie zum Spannungsgebiet erklärt hat, bleibt für 
uns der Verkaufsbeschluß eindeutig eine Verletzung des Kriegswaffenkontollgeset- 
zes, welches Waffenlieferungen in Krisenregionen entschieden verbietet. Unsere 
Auffassung wird durch einen Beschluß der UNO-Menschenrechtskommission bestä- 
tigt, der Indonesien zum Aggressor stempelt, dem übrigens auch Deutschland zuge- 
stimmt hat. 

Diese Praxis der Bundesregierung können wir nicht länger ertragen. Wir beschuldi- 
gen die Mitglieder des Bundessicherheitsrates der Beihilfe zum Völkermord. 

Mit unserer Pfingstaktion “Kriegswaffen sind keine Handelsware" wollten wir die Men- 
schenrechtsverletzungen in Indonesien und Ost-Timor bekannt machen und den Ver- 
kauf der Kriegsschiffe an die indonesische Diktatur verhindern. Wir wollten mit gewalt- 
losen Mitteln unsere Stimme erheben, um die Bundesregierung zu zwingen, ihren 
Verstoß gegen das Kriegswaffenkontollgesetz aufzuheben. Der Protest von Men- 
schenrechtsorganisationen und die Kritik der EG und der Medien an diesem Export 
wurde von der politischen Elite in Bonn kalt ignoriert. 

Die Kontinuität solcher Geschäfte nehmen wir schon lange wahr: erinnern wir uns nur 
an die deutsche Verantwortung in beiden Golfkriegen und für die Kurdenunter- 
drückung in der Türkei. 

Deshalb mußten wir eine Aktionsform finden, die unseren Widerstand konsequent 
ausdrückt und die Öffentlichkeit zur Teilnahme einlädt. Wegen der Skrupellosigkeit 
dieses Waffendeals nahmen wir bewußt in Kauf, für Haus- oder gar Landfriedens- 
bruch verurteilt zu werden. Wir halten in diesem Zusammenhang die bewußte Über- 
tretung von Gesetzen für eine legitime Form zivilen Ungehorsams und empfinden dies 
als notwendiges aber viel kleineres Übel FÜR UNS, als das der Bundesregierung ge- 
genüber den durch diese Waffen BEDROHTEN MENSCHEN. 

Unserer Einladung zur Demonstration in Peenemünde folgten ca. 250 Menschen vor- 
nehmlich aus Ostdeutschland. Am 29. Mai richteten 4 Personen aus dem Vorberei- 
tungskreis ein Schiff für eine Besetzung her und verschlossen es von innen. Ca. 
150 TeilnehmerInnen unserer Demonstration bestiegen gegen Mittag einige Schiffe 
und feierten ein Friedensfest, bemalten die Wände und spannten Transparente. 
Nachdem die Schiffe am Abend wieder verlassen wurden, verbarrikadierten sich 


sieben Personen auf dem vorbereiteten Schiff. Die Besetzerinnen forderten die Ver- 


schrottung der ehemaligen NVA-Kriegsschiffe und kündigten an, die Besetzung nach 
dieser Zusicherung zu beenden. 


Um den gewaltiosen Charakter unserer Besetzung und der sie begleitenden Demon- 
stration von Anfang an kundzutun, stellten wir sofort Kontakte zu der Polizei und den, 
betroffenen Grundstückseignern her, teilten unsere Ziele und Forderungen mit und 
bemühten uns, ihren Bedenken Abhilfe zu schaffen, ohne jedoch die Besetzung zu 
gefährden. Die Empfänger unserer Bo'schaft sitzen in Bonn und nicht in Peene- 
münde. Es gelang uns ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, sodaß die Gewaltfreiheit 
und Zielrichtung unserer Aktion allseits akzeptiert wurde und die Polizei sich be- 
mühte, die Verhältnismäßigkeit ihres Auftretens zu wahren. Die Einsatzleitung be- 
wegte den Innenmister Mecklenburg-Vorpommerns Herrn Geil (CDU) dazu, am Mon- 
tag (31. Mai) nach Peenemünde zu reisen und mit uns zu sprechen. Er bekundete 
uns sein Verständnis für die Ziele unseres Engagements. Unserer Aufforderung sich 
für die Verwirklichung dieser Ziele einzusetzen, wollte er aber nicht nicht nachkom- 
men. Er forderte uns lediglich auf die Besetzung zu beenden. 

Nach seiner Abreise war die Gesprächsbereitschaft der Polizei sichtlich gestört. Aus 
Bonn verlautete, daß man zu keinen Gesprächen mit den Besetzerinnen bereit sei 
und am Abend begann die "bewährte" und wohl einzige Antwort deutscher Politik auf 
beunruhigende Fragen: | 

Der Innenminister ordnete die Räumung an. Die Demonstrantinnen folgten der Auf- 
forderung das Hafengelände zu verlassen freiwillig, um eine gewaltsame Räumung 
zu vermeiden. Die Polizei begann das verschlossene Schiff aufzubrechen. Die Beset- 
zerInnen öffneten die letzte Tür selbst und stellten sich der Polizei. 

Die Ergebnisse unserer Aktion sind für uns ermutigend und bestürzend zugleich: 

Es zeigte sich wieder einmal, daß die Bonner Clique unter keinen Umständen bereit 
ist, ihre Verantwortung zur Umsetzung der Menschenrechte auf der Welt wahrzuneh- 
men, vielmehr unterstützt sie weiterhin Diktaturen mit Waffenlieferungen und scheut 
sich nicht, ihre eigenen Gesetze zu brechen. Andererseits ist uns gelungen, hörbar 
aufzuschreien und diese Schande deutscher Politik anzuprangem. Es gelang uns, mit 
gewaltiosen Mitteln (die Polizei brauchte zu keinem Zeitpunkt Schutzbekleidung) wir- 
kungsvollen Widerstand zu entwickeln, der die arrogante Selbstgerechtigkeit der poli- 
tischen Macht in Deutschland anprangert und stört. Unser Friedensfest in 
Peenemünde war ein Angebot zur Einmischung. Wir werden weitermachen. 


Wir erwarten, daß die Aktion in den verschiedensten Regionen ihre selbstständige / 


Fortsetzung findet. Wir halten nach wie vor an unserem Ziel fest: Keine Kriegsschiffe ' 
nach Indonesien, die Schiffe müssen verschrottet werden. Kriegswaffen sind keine 


Handelsware. ae \ Ir: 


PS.: Die Unkosten der Vorbereitung sind bis j leider noch nicht gedeckt. Es ist weiterhin un ar, 
woraus die Prozeßkosten bestritten werden sollen. Wir bitten jetzt alle, Aktionen in ihren Heimatorten 
zu organisieren (Infos unter NEUES FORUM Dresden: (03 51) 48 45 508, Hagen Arnold priv.: 
(03 51) 55 818; dienstl.: (03 51) 48 55 655). Spenden bitte auf das Aktionskonto ‚NEUES FORUM 
en dran? 30 000 52 50, BLZ: 850 951 64, Landeskirchliche Kreditgenossenschaft, Stich- 


>« 


RR RESSLATERN 


S in Halle 


SI 


Sy 


Allgemeinen, aber 


"Blauhelmeinsätze" der Bundesweht. Der Auftritt Volker 
indessicherheitsrats und direkt 
mitverantworllich für den beschlossenen . Verkauf 
ehemaliger NVA-Kriegsschiffe an das Militärregime in 
Indonesien, sollte darüber hinaus genutzt werden, um 
gegen den internationalen Waflenhandel und die 
deutsche Beihilfe zum Völkermord (nicht nur in 
en. Aufgerufen halten u.a. der 
Aklionskreis gegen Militarismus, Wehrpflicht und 
Kriegsdienst, aber auch Stadtverordnele von Neuem 
Forum und Bündnis 90. Zuvor war erfolglos in einem 
offenen Brief von OB Rauen gefordert worden, die 
Veranstaltung abzusagen. Darin wurden Vereidigungen 
in der Öffentlichkeit prinzipiell abgelehnt. Zumindest 
letzteres scheint nicht auf taube Ohren gestoßen zu sein, 
wurde doch ein großer Teil der Öffentlichkeit schließlich 


Rühes, Mitglied des Bui 


Indonesien) zu protestien 


ausgeschlossen. 


Der Protest gegen die öffentliche Rekrutenvereidigung 
am 9.6. wurde mit einem der größten und auch brutalsten 
Polizeieinsätze, die es bislang in Halle gegeben hal 
beantwortet. Eingeselzi waren insgesamt etwa 400 
Beamte. Dabei war dem polizeilichen Vorgehen keinerleı 
"Gewaltanwendung" seitens der Demonstrantinner 
vorausgegangen. Einige wenige, die es geschafft hatten 
aul den Hallmarkt vorzudringen, wurden teilweise 
festgenommen beim Versuch, ein Transparent Zu 
entrollen. Anderen, beispielsweise Heidi Bohley (Neues 
Forum) wurde zu verstehen gegeben, daß sie nur ohne Plakate 
und Fahnen (mit der Aufschrift 
durchgelassen würden. Der überwiegende Teil der Demonsirie- 
renden war allerdings von Anfang an durch Polizeiketten daran 
gehindert worden. zum Hallmarkt durchzudringen. Dabei war 
der Kreis der TeilnehmerInnen sehr gemischt, was auch für 
Halle nicht unbeding! üblich ist. Anders als beispielsweise am 
selben Abend von Radio SAW gemeldet, handelte es sich kei- 
neswegs um "80 Linksautonome”, sondern um einen breiten 
Kreis aus Pazilistinnen, unterschiedlichen linken Gruppen und 
Personen, Bürgerbewegten (einschließlich Landtagsverordne- 
ten und Stadtverordneten). Studentinnen und "ganz normalen“ 
Bürgerinnen. Die Diffamierung der Demonstrierenden als 
"Chaoten und Randalierer* war bereits in Minister Rühes Rede 
vorformuliert worden. Rühe sprach davon, daß hier die inzwi- 
schen erfolgte Wiedervereinigung nachvollziehbar werde, da er 
30 Jahren“ kenne. Weiler katego- 
risierte er die anwesenden Kriegsgegnerinnen als diejenigen, 
die nicht wollen, "daß unsere Leule in Bosnien Hilfe leisten”. 


"solchen Pöbel...schon seit 


Zahlreiche Mitarbeitende 

des Hallenser Bosnien- 
| Hilfskomitees befanden 
sich gleichzeitig unter den 
| Demonstrierenden und 
wurden z.T. auf brutale und 
entwürdigende Weise 
“zugeführt”. 
Dem ging voraus, daß etwa 
100-150 Personen, die 
sich zum großen Teil zuvor 
am Cafe Nöö getroffen hal- 
ten, in der Oleari- 
usstraße/Kleinen 
Uirichstraße von der 
Polizei festgehalten 
wurden. Sie versuchten, 
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Auf Einladung des Oberbürgermeisters 
fand am 9.6., ab 14 Uhr, eine öffentliche 
® Rekrutenvereidigung im Beisein von Minister 
RR  Rühe auf dem Hallenser Hallmarkt statt. Diese 
; ®& Provokation in einer Stadt, die seil Februar 1991 
x nach immer noch gültigem Beschluß der 
( Stadtverordnetenversammlung "Schutzzonefür , 
| AN Kriegsdienstverweigerer“ ist, rief den Prolesi zahlreicher 
j Hallenserinnen und Hallenser hervor, dem friedlich am 
Rande der Veranstaltung Ausdruck gegeben wurde. Die 
Aktion richtete sich gegen Militär und Zwangsdienste im 


PERLE ERDE, TE Tee ne 


mit Sprechchören, Trillerpfeiten und über ein Megaphon hreng‘) 
Protest gegen die Vereidigung und gegen die massive 
-Polizeipräsenz kundzutun, was immerhin einige akustische 
Störung bei der offiziellen Veranstaltung verursachte. —n 
Allerdings. es gab weder Vermummung, noch irgendwelche 4” 

Ansätze von "Gewall“. 
i Dennoch gingen die gegenüberstehenden und extra angekarr- 
ten “Elitepolizisten* aus Magdeburg ohne vorherige Ankündi- 
gung oder Aufforderung, den Platz zu räumen, mil Gewalt ge- 
gen die Demonsirantinnen vor. Einzelne Personen aus den 
vorderen Reihen (die sich z.T. auf die Straße gesetzt und 
eingehakt hatten) wurden herausgezerrt und polizeilich 
"zugeführt". Dabei wurde rücksichtslos zugelreten und von 
Tonfas (teilweise gezielt gegen den Kopf) und anderen Waffen 
Gebrauch gemacht, wobei es mehrere Verletzte gab. Auffällig 
waren zahlreiche sexislische Übergriffe gegen Frauen. Nach 
Zeugenaussagen versländigten sich Polizisten zuvor 
untereinander darüber, "wer wen krieg!", nach der, Devise: "Laßt 


äppi vom Kopf getippt, und am "Masler's Pub” flog eine To- 
ate an der dinierenden Sippschaft eines anderen unilormier- 
en Jungsoldaten vorbei. Nachdem die Frucht zurückgeworfen 
‚orden war, entspann sich alsbald eine erregte Diskussion mil 
riegsdienstgegnerInnen (ohne jegliche tätliche Gewalt!), die 
iurch die Polizei unterbrochen wurde. Anschließend wurden 
noch einmal 5 Personen fesigenommen, nicht ohne einzelne 
erst einmal mit dem Kopf gegen einen Zaun zu knallen. Es be- 
steht allerdings kein Zweifel, daß diese nichtigen Vorlälle noch 


die/den mal mir." Bei den Festnahmen wurden Plastikbänder als "Beleg" für die Aktivitäten "gewalttätiger Chaoten“ gul ge- 
benutzt, mit denen die Hände auf dem Rücken gefesselt nu san werden + MAGEN IKBNEN: 
werden, was sehr schmerzhaft ist. Die Bänder stecken allge- sc 
mein sichtbar in den Brusttaschen der Uniformen und gehören w 
offenbar inzwischen zur normalen (Elite-)Polizeiausrüstung der 
Landesbereitschaft Magdeburg (oft über dem "Gott mit uns’- 
Koppel). \ 
Insgesamt gab es im Laufe des Nachmittags mindestens 25 


auch konkret gegen 


Personalien wieder freigelassen wurden. 22 Personen wurdden 
ins Polizeirevier Beesener Straße gebracht; die letzten kamen . 
gegen 17.30 Uhr frei. Eine Person mußte zur Behandlung ins u 
Elisabeih-Krankenhaus eingeliefert werden. IL 
Die Polizei stützte sich bei ihrem Vorgehen nach eigenen An- | 
gaben gegenüber Festgenommenen auf $37-(1) des Ord- 
nungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt. Danach.kann eine 
Person in Gewahrsam genommen werden, wenn dies 
"unerläßlich ist, um eine Platzverweisung nach 836 durch- 
zusetzen“. Allerdings hatte man es versäumi, zuvor einen 
Platzverweis auszusprechen... Über evi. anstehende Anklagen 
gegen einzelne Festgenommene ist nichts bekannt. Allerdings 
soll gegen einige Krieg- und RüstungsgegnerInnen Anzeige 
wegen Verleumdung bzw. Beleidigung erstattet werden. Einige 
Betroffene bereiien dagegen Anzeigen wegen 
Freiheitsberaubung, Körperverletzung und unterlassener Hil- 
feleistung vor. 

Nach dem Abtransport der Festgenommenen wurde die ver- 
bliebene Gruppe eine kurze Zeil eingekesselt. Der Sprechchor 
"Deutsche Bullen üben fleißig für ein neues 33" war für viele 
Umstehende angesichts des Ablaufs einleuchtend.: Nachdem 
noch einmal mit Nachdruck Meinungsäußerungen zum 
Deutschland 1993 und zur Poizeigewalt kundgelan worden wa- 
ren, zogen die Demonstrantinnen geschlossen in Richtung 
Cafe Nöö, verfolgt von Polizisten, die dann noch eine Weile 
zusehen durften, wie man und frau den revolutionären Durst 
löschte. 

Zwei kleinere Vorfälle sorgten im Nachhinein noch für Diskus- 
ionen: Am Nöö wurde einem vorbeigehenden Rekruten das 


“Schwerter zu Pflugscharen) 


Nach dem megabrutalen Bulleneinsatz und dem 
Abmarsch der tollen Kriegerschar samt Volker & Co. 
bewegten sich 15-20 Leute in Richtung Polizeirevier 
Dreyhauptstr. um zu sehen, was mit den 
Zugeführten” (Zugeknüppelten bzw. Zugeschliffenen 
Daßt sicher besser) passierte. Vereinzelte Rekruten, 
die noch auf dem Weg dorthin rumstromerten, 
atten sich noch mit verbalen Angriffen 
huseinanderzusetzen. So auch der Typ, der direkt vor 
dem Master Pub mit seiner Verwandtschaft eine 
Stärkung nach anstrengenden Aufmarsch, 
Strammstehen, Vereidigung und D-Liedsingen zu sich 
nehmen wollte. Dort wurde er von einem Teil der 
Leute (ein Mensch hätte sicherlich gereicht, weil zu 
zehnt gleichzeitig wirkt weniger) angesprochen und 
mußte natürlich seine Ehre als guter deutscher Soldat 
verteidigen. Eine Tomate ließ sich auf dem Tisch der 
Familie nieder, welche von seiner Mutter gezielt 
zurückgeschleudert wurde. Diese traf dann eine 
Person, welche mit dem Problem an dieser Stelle nix 
zu tun hatte. Dadurch war ein Streitpunkt mehr 
geschaffen und die Diskussion wurde immer heftiger. 
Darüber freuten sich die Bullen auf der anderen 
Straßenseite vor dem Revier, da noch nicht alle von 
denen die Chance zum Knüppeln hatten. Sie eilten 


836 Platzverweisung. Die Verwaltungsbehörden und die Polizei kön- 
nen zur Abwehr einer Gefahr eine Person vorübergehend von einem Ort 
verweisen oder ihr vorübergehend das Betreten eines Ortes verbieten. Die 
Plarzverweisung kann ferner gegen eine Person angeordnet werden, die 
den Einsatz der Fenerwehr oder andere Ihlls- oder Renungsmaßnahmen 
behindert. 

837 Gewahrsain. (]) Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam nch- 
men, wenn dies 


T. zum Schutz der Person gegen eine Gefahr für Leib und Leben erforder- 
lich ist, insbesondere weil die Person sich erkennbar in einem die freie 
Willensbestimmung ausschließenden Zustand oder sonst in hillloser 
Lage befindet. 

2, imerläßlich ist, um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fort- 
serzung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher 
Bedeutung für die Allgemeinheit zu verhindern oder 

Plarzv 


3, unerläßlich ist, um eine erweisung nach 8.36 durchzusetzen. 


. weinen) wurde den Leuten ein 


herüber und mischten sich in voller 
Ausrüstung unter ‘die Streitenden. A 
Nach ein paar Wortwechseln (ein  y 
Bulle fing auch noch aus r 
unverständlichen Gründen an zu 


ee 


Platzverweis erteilt und die Bullen 
zogen sich wieder vor das Revier 
zurück. Die Leute zogen sich 10 - 20 
m zurück und es kam zu keinen 
weiteren Handlungen durch diese. 
Nach ruhigen 5 min. stürmten 
plötzlich total unerwartet ca. 20 
Bullen auf die Leute zu und stürzten 
sich in .SA-Manier gezielt auf . 
diejenigen, die entweder direkt bei 
der Kundgebung oder danach durch 
entschlossenes Handeln aufgefallen 


Der Terrorist M. 


M., erklärter Kriegsgegner und Aktivist des Bosnien- 
Komitees (bzw. der "Halleschen Jugend gegen Krieg 
und Gewalt" - vgl. letzten "Subbornik"), hatte sich gut 
vorbereitet. Mit Plüsch-Pantoffeln und buntem Re- 
genschirm versuchte er, uns wachsame Ordnungshü- 
ter über seine wahre Identität zu täuschen. Mit 
rhythmischem Tanzen wollte er die Staatsmacht 
einlullen. Daß dies nicht gelang, kann als Beweis der 
Wachsamkeit und der Intelligenz unserer Polizei nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. Wir Beamte waren 
mit Spaß bei der Sache. Nicht alle Tage kann man 
einen Terroristen prügeln! 

Zunächst warfen wir M. zu Boden, schlugen und 
traten ein bißchen (viel zu wenig). Mit einer Platz- 
wunde am Kopf wurden ihm die Hände auf dem 
Rücken mit einem Plasteriemen zusammengebunden. 
Richtig fest. M. wurde getreten, vor eine Wand 


gestoßen und schließlich 50 Meter die Straße entlang 
geschleift. Als wir M. in den Gefangenentransporter 
zerrten, hatten seine Hände schon eine lila Färbung. 
Die ganze Zeit über konnte er aber noch schreien. 
Deshalb haben wir ihn etwas brutaler in den Bus 
gestoßen, mit dem Kopf unter eine Bank und die 
Beine an die Wand gestellt. M. röchelte wegen eines 
Asthma-Anfalls (manchmal kommt einem das Glück 
zu Hilfe). Die anderen Terroristen trugen Handschel- 
len und konnten ihm nicht helfen. Selbstverständlich 
wurde M. vor, während und nach dem Transport jede 
ärztliche Hilfe verwei- 
gert, solang es ging. 
Wo kämen wir da hin! 
Insgesamt kann die 
Aktion als sehr gelun- 
gen eingeschätzt wer- 
den. Leider allerdings 
konnten wir nicht ver- 
hindern, daß M. 
schließlich doch ins 
Elisabeth-Krankenhaus 
zur Behandlung einge- 
liefert werden mußte. 
Irgendetwas stimmt da 
nicht in unserer De- 
mokratie! 


[4 
waren. Durchschnittlich 5 Bullen "kümmerten” sich 
um einen Menschen, zerrten wie wild an den Leuten 
und schlugen 2 von ihnen mehrmals den Kopf mit 
voller Wucht vor den Zaun, bevor diese dann mit , 
festen Handfesseln weggeschleppt wurden. Ein 
Fotograf, der die Prügelszenen knipste, wurde bei 
seiner Arbeit gestört, indem ein Bulle direkt vor die 
Kamera lief und plötzlich gegen diese stolperte. 
Insgesamt wurden mindestens 5 Leute dort 
zugeführt, zwei davon ein paar Minuten später in 
größerer Entfernung von dem Platz, von dem sie 
verwiesen wurden. Die Leute wurden in den 
Gefangenentransporter "verladen”, bis auf ein Leut, 
den die Bullen beim Einsperren vergessen hatten, und 
weggefahren. Die "Ordnung war wieder hergestellt. 
Zurück blieben der fassungslose Rest der Leute und 
viele verschreckte Passantinnen, denen teilweise klar 
wurde, in was für einem Staat sie leben müssen (Zitat: 
Das is ja jenauso wie bei Honnien!) Deutschland 
hatte mal wieder gezeigt, daß solche Spektakel mit 


| Waffengeklirr (welche genauso im 3. Reich abgelaufen 


sein müssen) wichtiger sind, als das Leben von 
Ausländerinnen, zu derem Schutz selten solche 
motivierten Bullenmassen zur Verfüg stehen! 


Übrigens: Im August-"Subbotnik" werden wir 
uns ausführicer mit militär- und 
"sicherheitspolitischen" Entwicklungen in der 
Bundesrepublik und darüber hinaus beschäfti- 


gen - d. Red. 


zu .. a 
Dı 2 B u rg er Leuten entgegengeschleudert wurden, die noch andere Themen kannten außer Auto, Fernsehen und Garten. 
a Kathrin Eigenfeld (Neues Forum) wurde auf dem Hallmarkt als "rote Sau” beschimpft und darauf hingewiesen, 


"Ihr solltet mal kleechen”, "Ihr lebt von 
unser'n Steuern”, "Alle ins Arbeitslager” - 
Sprüche, die schon zu DDR-Zeiten bevorzugt 


daß sie ja wohl vor 1989 dort noch nicht gestanden habe. In der Mehrzahl waren die Reaktionen der 


älteren Frau und Volker Rühe, der uns über Radio SAW erreicht hat (sinngemäß zitiert): Mündige Bürgerin: 
"An dieser Stelle, an der Sie hier auftreten, hat 1953 eine Faschistin gesprochen." V.R.: "Das verdeutlicht den 


' Die Pressekonferenz und die Medien 


Am 9.6. um 18 Uhr, veranstalteten Betroffene 
der Polizeiwillkür eine Pressekonferenz im Re- 
formhaus. Die organisatorische Vorbereitung 
hatten im wesentlichen der Ermittlungsausschuß 
und die PDS übernommen. Anwesend waren u.a. 
Vertreterinnen von "Expreß" und "Halleschem 
Tageblatt". Ihnen wurden noch einmal detailliert 
die Motive der Protestaktion erläutert und ein- 
zelne Erlebnisse mit der Polizei geschildert. 
Grundsätzlich wurde die massive Polizeipräsenz 
abgelehnt, auch im Zusammenhang mit der Tatsa- 
che, daß sich der Staat für den Schutz von Auslän- 
derInnen bzw. Angehörigen anderer Nationalitä- 
ten in der BRD weit weniger engagiert. 

Allerdings konnte auch das nicht verhindern, daß 
einmal mehr die Berichterstattung in der Lokal- 
presse die bisherigen negativen Erfahrungen be- 


stätigte. Die Demonstrierenden wurden als "Störer”, 
"Störenfriede” (etc) charakterisiert, ihre Motive 
blieben weitgehend im Dunkeln. Dadurch erschien 
das Vorgehen der Polizei im Nachhinein als im 
Großen und Ganzen gerechtfertigt. Kritik gab es 
allenfalls an der Unverhältnismäßigkeit einzelner 
Maßnahmen - Bagatellen. Im "Halleschen Tageblatt” 
wurde zwar immerhin auf "Zeit-, Raum-, Stil-Paral- 
lelen" verwiesen: "Am Vorabend des Prozesses gegen 
vermeintliche Anstifter der 89er Prügelorgien...ist es 
schon eigentümlich, Vertreter des Rechtsstaats 
selbiges tun zu sehen”. Der gleiche Kommentato 
erfand aber auch eine "Jagd auf frisch vereidigte! 
Rekruten”, die durch "Chaoten” veranstaltetet wor- 
den sei. Damit können nur die oben berichteten 
Vorfälle gemeint sein, womit die daran geknüpfte 
Vermutung bestätigt wäre. 
In den Nachrichten, beispielsweise in der ARD am 
9.6., war die Rede von "gewalttätigen Auseinander- 
setzungen (?) am Rande der öffentlichen Vereidigung". 
Vertreterinnen der Demonstrantinnen kamen nicht 
authentisch zu Wort. 


politischen Wandel.” Mündige Bürgerin: "Nein, 


! 
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umstehenden BürgerInnen auf die Protestaktion aber positiv. Bemerkenswert ein Dialog zwischen einer | 
| 

| 

das ist Kontinuität.” | 


Im Beisein von Polizeipräsi- 
dent Hermann und Polizei- 
chef Wolters fand am 10.6. 
ein neuer "Runder Tisch 
Gewalt" statt, bei der 
natürlich die aktuellen 
Ereignisse im Vordergrund 
standen. Die Polizeioberen 
wählten die Taktik, die 
Erlebnisse der etwa 30 
anwesenden Betroffenen 
und Zeugen schlicht zu 
ignorieren. Dabei wurde 
erfolglos versucht, die 
Demonstrantinnen im 
Nachhinein zu spalten, nach 
dem Motto: "Wer sich mit 
Chaoten und Randalierern 
zusammentut, ist selbst 
schuld.” Die Frage, auf wen 
konkret sich diese Bezeich- 
nung bezog, wurde nicht 
beantwortet. 

Besonders Präsident Her- 
mann leistete sich in seiner 
gewohnten Art und Weise 
einen Lapsus nach dem 
anderen, was viele Anwe- 
sende mit einer Mischung 
aus Lachen und Resignation zur Kenntnis nahmen. 

Den Rechtsstaat charakterisierte H. trefflich, indem 

er H. Bohley und andere, die Anzeige gegen Rühe 

erstatten wollen, darüber informierte, daß sie eben- 

falls wegen Verleumdung eine Anzeige zu erwarten 

hätten: "Und ich kann Ihnen jetzt schon sagen, was 

dabei rauskommt”. An anderer Stelle beantwortete er 

die Frage nach dem Verbleib von Fotos/Filmen des _ 


UT TREE ee ige 


kann ich Ihnen sagen, daß der Verfassungsschutz gar 
keine Fotos/Filme gemacht hat. Das hat er doch gar 
nicht nötig, wir haben doch alles auf Video." 

Am Ende blieb es einem Vertreter der Antifaschisti- 
schen Aktion vorbehalten, der Polizei zu danken, weil 
sie mit ihrem Einsatz immerhin dafür gesorgt habe, 
"Daß auch andere Leute mal die Normalität (dieses 
Staates) kennenlernen” 


‚Verfassungsschutzes ebenso entwaffnend: "Also, das 


Rühe schaffen ohne Waffen? 


Wahrees I . blieb es ruhig in Halle. Selb: es 
Pressekonferenz am 9.6. be- F ig in Halle. st > 
tonte H. Bohley, daß es R die Pressekonferenz und die gs Er 
0 ® Reakti f i- ER 
wichtig für sie und andere Tv £ PET eaktionen auf den Poli & g g ed 
- : e.8 jei x 
gewesen sei, auch (wieder) x Er x es zeieinsatz waren harmlos, & wg Pr EL x $ 
f i ; Poli- SS » ,T SS ebenso wie die hier abge- SER SE ER ER 
einmal einen derartigen Poli POSR- Ya RS & e Der & EEE 
zeieinsatz direkt miterlebt zu Ds g RR $ 2 &x 2 gs z ke . > FR; RÄT & E I se y 
R w Sg / ie rungen (nicht nur SD © I. 
a. en junge = ER IS er r S g # des ee re g LEERE 
isc Lg & BR & ; 
en rar ” 2 "Fr v2 Se g # F F deuten allerdings darauf hi eg Pr £ EN 
Gewalt" erinnerte sie daran, ; F E fr 2 FR Fr P.; I g darau en g g Er g FR Fr 
daß den Betroffenen oft nicht WS ? 22 Sfr aD so etwas seitens der & AT 
geglaubt wird. Tatsächlich ' fe; “ eg „F R2 $ el & uniformierten Berufs-Rambos FE Er K Es FI RS g 
neigen dort einige maßgebliche FE R3 & Bi & v nur noch als Gelegenheit zum F $. Ri RZ Fr} gr E 
Leute dazu, sich wohlmeinend we> ETTE gefahrlosen Draufschlagen SEE Tr FE 
ı DEEF IE$E interpretiert wird. Es ist EEFLIFLEE 
als Vermittler(innen) zwischen EEK Fi Rs 2 ET rom: RR, Es, R IE RS 
zwei "Extremen" (Polizei und 5 go E Sy FG _ wichtig, sich auf diese Primitiv- Er g SIERT F; In 
linke Szene) zu profilieren. F ER £ x Ex Mentalität nicht einzulassen. "ID Ri Au Ei „ ar 
D S mel S ; 
Das kann in bestimmten € 2. RT 2; 5 & $ Aber a ee a ri S Se EeE 
Situationen durchaus produk- $ gg ESEH a7 N Ber > EI, 
tiv sein. Grundsätzlich kann TEL Fr &sg umzugehen hat, darüber söltung„ ° Er 
aber nicht "Gewaltfreiheit" © £ F RS er neu nachgedacht wer- 
en... 


(mit einem Begriff von Gewalt, 


e \ 
uli 1939 wurde Herbert L. zum Reichsarbeitsdienst, d.h. zur Wehrmacht 
eingezogen. Aus Schaufeln und Schubkarren wurden zwei Monate später 
Maschinengewehre und Granatwerfer. Deutschland sei angegriffen wurden, hieß es. 
Es und ab ging's in Güterwagons gen Osten: Polen. Herbert L., in der Weimarer Zeit 
A bekennender Sozialdemokrat und Gewerkschafismitglied, hatte sich gefügt unter die 
| & Fittiche der "Deutschen Arbeitsfront" und der Propaganda der Nazis, teils aus Angst 
wu vor dem KZ, teils aus Bequemlichkeit. An der Front erlebte er dann die Brutalität des 
preußischen Militarismus, gepaart mit dem fanatischen Vernichtungswillen der 
#9 nationalsozialistischen Ideologie. Neben der Kriegsführung der Wehrmacht wurde L. 
EM auch zu den Sondereinsatzgruppen der SS kommandiert. Diese waren verantwortlich 
für die Massenerschießungen von sowjetischen Partisanen , Politoffizieren und 
russischen Juden. Im Winter 42 kam der "Blitzkrieg" der faschistischen Wehrmacht 
zum erliegen. die Rote Armee trat aus der Defensive und führte die Kriegswende 
(Stalingrad. Kursker Bogen) im Osten herbei. Angesichts der darauffolgenden 
massenhaften Kriegsgefangennahme deutscher Soldaten, entschloß sich Herbert L. 
überzulaufen. Auf vielen Umwegen schlug er sich zu den in der Regel flexibel 
kämptenden Partisaneneinheiten durch. Drei Tage später wurde er in Abwesenheit von 
einem "Feldkriegsgericht" zum Tode verurteilt. Grund: Fahnenflucht und Hochverrat. 
Diejenigen die den Durchbruch nicht schafften oder beim Versuch zu desertieren 
aufgegriffen wurden, kamen unweigerlich vor die Gewehrmündungen ihrer Offiziere 
oder Kameraden. Dabei waren die Gründe zur Desertation höchst unterschiedlich. Mal 
waren sie politisch motiviert. oft ging es um das schlichte Überleben. Gegen 
Kriegsende erkannten immer mehr Soldaten den Krieg als verloren an und versuchten 
dem Moloch zu enttliehen (Selbst verlängerte Urlaubsscheine und Krankschreibungen ) 
Auch nach dem Krieg hatten es Deserteure nicht leicht. Sie wurden nicht als 
Widerstandskämpter anerkannt und sahen sich vielfältigen Anfeindungen ausgesetzt. 
Der "Makel" das "Vaterland in schwerster Stunde im Stich gelassen" zu haben, hattet 
bis heute an ihnen. In der materiellen Realität drückt sich das so aus: Keine 
Entschädigung, geschweige denn eine in der DDR übliche (oft aber auch an die 
falschen Leute vergebene) "Ehrenrente". Angesichts der Diskussion um weltweite 
Bundeswehreinsätze und "Wehrgerechtigkeit" zeigt sich, das die öffentliche Meinung 
zum Thema Desertation / Wehrdienstverweigerung seit dem Erscheinen von Bölls 
Erzählung "Entfernung von der Truppe". Mitte der sechziger Jahre, entgegen allen 
Bekundungen auf dem gleichen Stand geblieben ist. Damals erhielt Böll Drohbriete in 
denen ihm Aufforderung zur "Drückebergerei" vorgeworfen wurde. Das die 
Geschichtsschreibung der Bundeswehr sich lieber mit den "trotz aller Verbrechen 
hervorragenden militärischen Leistungen" deutscher Generäle und Offiziere 
beschäftigt, ist nicht neu. sondern hat Tradition. Wer erinnert sich nicht noch an den 
Tag Fritzens oller Beene‘ Fehlen nur noch deutsche Soldaten in Belgrad. Herbert L. 
starb 1985 in Döberitz bei Brandenburg. vr 

Anton von Müller-Wurlitze 


a 2 Schattenseiten der Verweigerung des Kriegsdienstes mit der Waffe 
Der Zivildienst (ZD) hat in den letzten Jahren bedeutend an Akzeptanz gewonnen und wird heute auch 
in der Bevölkerung als gleichberechtigt zum Wehrdi i 
inzwischen über Kriegsdienstverweigerung (KDV) 
zum KDV-Verfahren, das normalerweise problemlos abläuft, sind ausreichend in Broschüren und 
Büchern vorhanden, die bei uns oder im Buchhandel zu erwerben sind. Unsere Beratung zu KDV und 
ZD hat dadurch viel von ihrem antimilitaristischen Anspruch verloren und ist letztlich oft nur kostenlose 
Arbeit für das Bundesamt für Zivildienst und die Wohlfahrtsverbände, Natürlich sehen wir, daß im 
Einzelfall unser Rat äußerst wichtig ist, besonders bei rechtlichen Problemen. Es ist uns aber auch klar, 
daß wir der Beratung neue Aspekte geben müssen, um uns wieder stärker unseren eigentlichen Anliegen 
zuzuwenden: aktiver Antimilitarismus und Einsatz für die Abschaffung der Wehrpflicht und der 


“ FR | : t ns 
Wir hoffen, daß dieses Infoblatt Euch zum Nachdenken über Eure Entscheidung anregt, Euch für die 
strukturellen Hintergründe von KDV und ZD sensibilisiert, Euch auf Gewissensprobleme beim 
"Dienen" vorbereitet und vielleicht sogar zum Handeln aktiviert. Gern sind wir dazu bereit. mit Euch 
darüber zu sprechen und Euch zu helfen. Wir möchten damit unsere Beratung wieder auf ihre 
eigentlichen Ziele orientieren. STETTEN Br 

2 1. Kriegsdienstverweigerung und Gesantverteidigung 
Re ' 2% 


Br er. he 


RETTET Er 


Verweigerung des Kriegsdienstes mit der Watfe nach Art.4. 3 66 bedeutet auf keinen Fall. sich den 

Fängen des Militärs zu entzichen. Der Kriegsdienstverweigerer ist genauso wie jeder andere in die 

Strukturen der Gesamtverteidigung eingebunden. Im Spannungs- bzw. Verteidigungsfail mit den dabei 

- Aufhebung von Rückstellungen, ‘ 2 Ban TE ge kann das u.a. bedeuten: 

- Dienstpflicht bis zum Alter von 60 Jahren, i a! ne 

- Verbot des oder zwangweiser Arbeitsplatzwechsel zur Sicherstellung kriegswichtiger Bereiche 
(z.B. Rüstungsindustric). i > RATEN." 


- unbefristeter ZD, 


Ä einem internationalen Organ im Rahmen eines Bündnisvertrages (zB. der NATO) mit Zustimmung der 
Zundesregierung gefaßt wird (Art. 80a, 3 GG). Davon waren wir im Golfkrieg wohl gar nicht so weit 

= entfernt! Zum "Glück" mußten wir diesen Krieg am Finde doch nur durch unsere Steuern finanzieren... 

: Letzlich folgt aus Art.4, 3 GG ("Niemand darf gegen sein (sewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe 

; gezwungen werden."”), daß jeder zum Kriegsdienst ohne Walfe gezwungen werden kann. Das Heißt 
im V-Fall einerseits die Sicherstellung des "zivilen" Lebens in Gesundheitswesen, Produktion, 

| Versorgung, Verkehr, Energie, Fernmeldewesen, Kultur usw. ("Zivile Verteidigung”), kann aber auch 
einen Dienst in der Armee bedeute nur eben ohne Waffe | Sanitätxdienst, Munitionstransporte). 
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Die Vorbereitung des "Ernsifalls" erfolgt schon jetzt auf allen Ebenen. Hier nur einige Beispiele: 

- Bis 1990 wurden regelmäßig in den Arbeitsämtern sogenannte Zivilschutzübungen ("WINTEX- 
CIMEX"*) auf dem Papier durchgeführt, bei denen der V-Fail geprobt, Atombomben gezündet 
und Wehrpflichtige (Soldaten u n d Zivis) einberufen wurden. Fin "besonderer (jag” des Kriegs- 
szenarios von 1989 wurde in letzte Minute gestrichen: der Sturz des sowjetischen Staats- u. 
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- Der mobile Hilfsdienst wurde vor ca. 10 Jahren eingeführt, um im V-Fall sofort die Krankenhäuser 

bis auf 20% "ausräumen” und die Patienten zu Hause weiterversorgen zu können. 

„., „Es existiert eine Telefonsperrausschlußliste. auf der die Leute stehen, denen im V-Fall das Telefon 
nic ht gesperrt wird. Fragt doch mal Prominente in Eurer Umgebung, ob sic da auch drauf stehen ... 

Und so durchzieht die schleichende Kriegsvorbereitung alle Bereiche unseres Lebens. Der KDVer lebt 


ständig mit der Gewissensbelastung, morgen für den Krieg tätig sein zu müssen. Er ist bereits heute 
4 FILE 3 Br m 4 u ” _ 
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Zivildienstleistende dürfen ausgebildeten Arbeitskräften den Arbeitsplatz nicht wegnehmen, sondern sind 
4 zur zusätzlichen Betreuung da (s. Durchführungsbestimmungen zum & 4 ZDG). Doch wie sicht die 
Realität aus? Als im Herbst '90 wegen der Wehrdienstzeitverkürzung auf einen Schlag 17 000 Zivia 
entlassen wurden, brach in mehreren Krankenhäusem. Pflegeheimen und Essensdiensten fast allcs 
zusammen... Mit dem ZD werden also nur die Mißstände im Pflegebereich (Unterbezahlung, schlechte 
Arbeitsbedingungen u.a.) und der daraus entstehende Pflegenotstsand kaschiert. Auch die & 
Wohlfahrtsverbände geben inzwischen zu, daß ohne Zivis momentan nahezu nichts mehr läuft. Doch x%, 
das hat dann mit dem gesetzlichen Sinn des ZD 
RE NEE ORTES) 
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Die monatliche Soldabrechnung läßt das Herz so manchen Personalchefs höher schlagen: Die Zivis 
kommen den Einrichtungen einfach saubillig. Ein Zivi erhält im Monat rund 600 DM, cin ausgebildeter % 
Krankenpfleger dagegen müßte mit monatlich 2700 DM bezahlt werden. Andem dagegen sicht die #R 
Rechnung nach zwei unabhängigen wissenschaftlichen Studien insgesamt aus: Mer Haushalt des 
Bundesamtes für ZD (BAZ) umfaßt 2010 Mio. DM im Jahr. Dazu kommen die Kosten für die Arbeit 
der Zivis von 1311 Mio. DM, also Ausgaben von insgesamt 3321 Mio. DM. Dagegen steht der Wert der | 
Zivi-Arbeit von 3667 Mio. DM. Ergo: Ein Nutzen des ZD ist faktisch nicht vorhanden. Ein Ausstieg 
wäre den Studien zufolge wenigstens wirtschafllich aufwandsneutral (Giche Sciteio}). Und ausgebildete 
Pflegekräfte würden die Arbeit garantiert besser machen (auch wenn einige Zivis hochmotiviert sind!). 
Immerhin: Bei der Individuellen Schwersibehindertenbetreuung in Bremen werden jetzt die 
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Zivildienststellen drastisch "abgerüstet” und durch qualifizierte Fachkräfte ersetzt. lin erster Schritt in die 
richtige Richtung! Daß cs auch ohne Zivis geht, hat Westherlin bis zur Vereinigung deutlich bewiesen. 
Da ıst es eigenartig, daß sich die Westberliner Wohlfahrtsverbände seit 1990 um die Zivis reißen... 

vg SET TEEN 


Ziwvildienstleistende dienen nicht freiwillig, sonde: 


- Freiheit der Person, " 
und durch den "Maulkorbparagraphen” ist politische Betätigung im Dienst verboten ($ 29 ZIG). Bas 
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ZD ist nur nach vorheriger Gewissensprüfung (schriflliche Begründung, z.T. mündliche Anhörung) 
möglich. Der Staat kann entscheiden, wer Gewissen hat und wer nicht und die Anerkennungsquote nach 
seinem Militärbedarf regeln, da es keine gültige Gewissensprüfung geben kann. Dabei hat selbst das 
Europaparlament in seiner Entschließung vom 7.2.83 festgestellt, "daß kein Gericht oder Ausschuß in 
i der I.age ist, das Gewissen des Einzelnen zu überprüfen” (Herz, 1990). Da nicht bei jedem eine 
| aufwendige Prüfung möglich ist, darf der Antragsteller sein Gewissen außerdem mit einem 3 Monate 
a längeren Dienst bezeugen, obwohl nach Art.I2 GG die Dauer des Zivildienstes die Dauer des 
4 Wehrdienstes nicht übersteigen darf. Doch Soldaten leisten ja einen wesentlich schwereren Dienst und 
können zu Wehrübungen einberufen werden, womit der längere Zivildienst,gerechtfertigt wird. 
Die Begründung des Gewissens muß unpolitisch sein. Man darf sich nur mit religösen, humanistischen, 
ethischen oder ökologischen Gewissensbissen plagen, e politische Haltung zeigen! .. 
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Weil jeder Mann wehrpflichtig ist, muß jeder Mann Wehrdienst machen. sagt das Gesetz. Und natürlich 
ist als Ersatz Zivildienst möglich. Das Ganze nennt sich Wehrgerechtigkeit... Doch die 
Ö Wehrgerechtigkeit funktioniert nicht mehr. Bei einer Truppenstärke von 370 000 kann nicht mehr 
jeder Wehrpflichtige Wehrdienst leisten. Es gibt entweder zu viele Wehrpflichtige oder zu wenige } 
Verweigerer und Untaugliche. Etwa 100 000 Wehrpflichtige jedes Jahrgangs werden nicht mehr BEEhNe 
einberufen. Deshalb gibt es in letzter Zeit immer mehr (ungesetzlichell!) administrative Bo ; 
Wehrdienstausnahmen für Theologiestudenten, Eisenbahner, Verheiratcte mit Kind usw.. Das mag 
. zwar für den Einzelnen schr angenehm sein, ist aber gegenüber denen, die dienen müssen, ungerecht! € 

E 
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Auf der anderen Seite hilft jeder, der den Wehrdienst mit der Walle verweigert, die Wehrgerechtigkeit a 
und damit die Wehrpflicht aufrecht zu erhalten. Das weiß inzwischen auch die Bundeswehr zu schätzen &% & 
und verteilt z.B. bei der Musterung Vordrucke zum KDV-Antrag und Adressen von Beratungsstellen. : % 
mit Sicherheit & 


” 
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hließlich noch keinem geschadet! ... Waren da 
Re » 2 x IR 


7N. Da taucht die Frage 


Ri 5 2% ! ru Hi TISRER & R wa 
a) Anderer Dienst Im Ausland: Ein 2 W2-jähriger unentgekllicher Friedensdienst im Ausland wird als, 
7) anerkannt ($14a ZDG). Die Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze für diesen Dienst ist leider viet;} .- 
geringer als die Nachfrage. Außerdem wird er nicht vom Staat gestützt und ist so mit erheblichen 4 


tinanziellen Einbußen für den "Dienstpflichtigen” len. Und die Damzdı ist bedeutend länger! 
eng ERFREN EEWTLRTEEH ; x ? er 
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p) Freies Arbeitsverhältnis: 


F leisten können, NIC 
1: etc. aufnehmen, 


c) Totalverweigerunß: N 
Gewissensentscheidung auc 


! Viele können sich zu diesen "Alternativen" nicht entscheiden. Verständlich, denn sie sind mit hoher 

' Motivation und zT. harten etwas aktiv gegen die Wehrpflicht tun weil, 

der sollte seinen KDV-Antrag erst nach .der Einberufung stellen. womit er sich noch völlig im 

N Rahmen der Gesetze bewegt. So besteht zunächst die Chance, gar nicht einberufen zu werden. Wenn 

I. Ihr wissen wollt, welche Konsequenzen es hat, wenn der Einberufungsbescheid duch kommt (bis zu ein 

' paar Wochen Armeearrest), was aber auch damit erreicht werden kann (Öffentlichkeitswirkung ua.) aeg en ri 
el. F 


j ung zur Seite. 
dann sprecht mit uns, Wir stehen Euch mit Beratung und Betreuung 1 ah A 
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Wehrpflicht-Abschaffung und ES RE 

R R Die KDV-Verbände haben die Enscheidung je- 
die Folgen in Benelux doch begrüßt. Sie wollen sich künftig für einen 
“ 4 vom Militärstatus unabhängigen KDV-Status ein- 
A a setzen, der auch für Frauen offen ist und bis zu 
w x Militärsteuerverweigerungund Verweigerung der 
Dienstverpflichtung in der Rüstungsindustrie 
reicht. Außerdem schlagen sie einen freiwilligen 
Zivildienst vor, der "Pilot-Initiativen zur Verbes 
serung der Lebensqualität ... auf dem Gebiet der Wi 
Menschenrechte, im Kampf gegen die Armut, im 
kulturellen Bereich, im Jugendbereich, bei der 
1 Integration von Immigranten, bei Umwelt-, Frie- 
dens-,und Entwicklungsprojekten" enwickeln soll 
A (Sam Biesemans in der 4/3, Nr. 4/92). 

| Inden Niederlanden sieht die Situation ähnlich 
a aus. Sowohlinder Bevölkerung wie im Parlament 
IR gibt es eine Mehrheit für die Abschaffung der 
a Wehrpflicht. Die "Vereniging Dienstweigeraars" 
würden eine solche Entscheidung als Schritt zu 
einer weniger militarisierten Gesellschaft begrü-# 
Ben. Siehaben im Moment mit starken Auflösungs- 
tendenzen ihrer Organisation zu kämpfen, wollen 
aber die Beratung der Wehrpflichtigen noch fort- 
Bereich anbetrifft, schon bald als Bumerang er- führen. In Zukunft wollen sie sich intensiver mit 9 
weisen" könnte. Überlegungen, wie denn mit der" x] internationalen Aspektenund derFreilassungvon 
Zivildienst-Abschaffung umgegangen wird, müs- EW= a Inhaftierten KDVernin anderen Ländern beschäf- 
sen hier erst beginnen. tigen. 
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Welche sozialen Folgen eine Abschaffung der 
I: Wehrpflicht - und damit des Zivildienstes - mit 
sich bringt, wirdin Ländern deutlich,die dieWehr- 
pflicht abschaffen wollen. Die belgische Regie- 
rung will - wie in tilt 3/92 berichtet - die Wehr- 
i pflicht zum Beginn des übernächsten Jahres ab- 
; schaffen. Bei der Entscheidung der Politiker, die 
I: erst noch gegen die Militärs durchgesetzt werden 
|\} muß, waren Wehrungerechtigkeit, Verringerung, 
I des Verteidigungshaushalts und eine nicht belie- 
I big verkürzbare Dienst-Dauer die entscheiden- 
I den Argumente. Die Folgen für die Bereiche, in 
IM denen in Belgien Ziviseingesetzt sind, wurdenvor & 
F der Entscheidung nicht überlegt. $ 
h Der Militärattach® der deutschen Botschaft in 
h Brüssel befürchtet in einemSchreiben an dieKAK 
deshalb auch, daß sich die Entscheidung, "was 
Kostendämpfung im mesizinischen und sozialen 


Christian Holtorf 
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Zivis sind billige Arbeitskräfte. Die 
angebliche "Arbeitsmarktneutrali- 
tät” des Zivildienstes gibt es nicht. 
Zwangsdienstleistende ersetzen 
hauptamtlich Beschäftigte und ver- 
schlechtern die Qualität der sozialen 
Dienstleistungen. Das Beispiel der 
Marburger "fib” zeigt: Wer Zivi-Plät- 
ze abbaut, kann feste Arbeitsplätze 
schaffen (siehe S. 14). tilt fragt 
nach: Wie sieht es aus mit dem 
Wechselspiel von Zivi-Einsatz und Ar- 
beitsmarkt? 


“Millionengeschäfte mit dem Zivil- 
dienst” prangerte die Bonner Rund- 
schau im Februar 1993 an. Sie be- 
schrieb Fälle, in denen gemeinnützige 
Vereine allein deshalb gegründet wor- 
den waren, um Zivildienstleistende 
beschäftigen zu können. Mit Hilfe de- 
renbilliger Arbeitskraft (dieeine Hälf- 
te zahlt der Bund, die andere der So- 
zialträger) würden sich die Geschäfts- 
führer dieser Vereine horrende Ge- 
hälter genehmigen, Dienstwagen an- 
schaffen und baufällige Gebäude mo- 
dernisieren. Der Bundesbeauftragte 
für den Zivildienst, Dieter Hackler, 
bestätigte die Möglichkeit solcher Fäl- 
le, betonte aber seine Machtlosigkeit 


Dies ist nur die Spitze des Eisbergs. 
Quasi unterder Wasseroberfläche gibt 
es gewaltige finanzielle Vorteiledurch 
den Einsatz von ZDL aus. Zivis sind 
billige Arbeitskräfte, die Hauptamtli- 
che aus ihren Positionen verdrängen 
und die Arbeitsbedingungen ver- 
schlechtern können. Ihre Wirkung auf 


den Arbeitsmarkt ist verheerend. 
Weil ihre ohnehin schon niedrigen 
Lohnkosten indirekt noch staatlich 
subventioniert werden, lohnt es sich 
für viele Dienststellen,tatsächlich ZDL 
an die Stelle von Hauptamtlichen zu 
setzen: Für 13 Mark 50 am Tag(). 
Die Bundesregierung ist eben erst 
im Bundesrat mit dem Vorhaben ge- 


Verweigerer 
© 0/als Job-Killer 


Die fatalen Wirkungen des Zivildienstes auf den Arbeitsmarkt 


scheitert, in Heimen der Alten- und 
Behindertenhilfe künftigwenigerhohe 
Anforderungen an den Einsatz von 
Pflegefachpersonal zu stellen. Das 
hätte der Beschäftigung von ZDE de 
facto die Türen noch weiter geöffnet. 

Der Zivildienst istein typisches Bei- 
spiel für Beschäftigungsverhältnisse, 
die neben dem tariflich abgesicherten 


“Normalarbeitsverhältnis” bestehen. 
Deren Palette reicht von der Zwangs- 
verpflichtung von Sozialhilfeempfän- 
gern und Flüchtlingen über Stellen 
ohne Kündigungsschutz und unter- 
tariflich entlohnte Arbeit (wie jetztin 
den neuen Ländern) bis hin zum “Frei- 
willigen sozialen Jahr” fürjunge Frau- 
en. All diese Beschäftigungsformen 
haben eins gemeinsam: Sie schaffen 
ungleiche Belegschaftsgruppen, die 
sich gegeneinander ausspielen las- 
sen, und sie gehören zu einer wach- 
senden Anzahl entrechteter Arbeits- 
verhältnisse. 

Alfred Lorenz, Personalratsmit- 
glied im Krankenhaus Bremen-Ost 
sagt: “ZDL leisten durchweg Arbeit, 
die auch von fest eingestelltem Per- 
sonal gemacht wird. Sie sind in 
Dienstplänen wie andere Angestellte 
auchaufgeführt-arbeitsrechtlich und 
tarifvertraglich aber sind sie ‘Arbeit- 
nehmer zweiter Klasse’. Sie unterste- 
hen letztlich der quasimilitärischen 
Disziplinarstruktur des Bundesam- 
tes für den Zivildienst. Aus kosten- 
orientiertem Opportunismus lassen 
die Arbeitgeber in diesen Einrichtun- 
gen des Sozial- und Gesundheits- 
wesens ihre sonst so hoch gehaltene 
Personalhoheit im Betrieb hintanste- 
hen. Betriebsräte und gewerkschaft- 
licheInteressenvertretungensindge- 
fordert, diesen Zustand zu ändern.” 
Die Gewerkschaft ÖTV hat deshalb 
die Sicherstellung der Arbeitsmarkt- 
neutralitätdes Zivildiensteszuihrem 
Anliegen gemacht und beschlossen, 
auch Zivis in die Gewerkschaft auf- 
zunehmen. 


Trotzdem: Auch wenn viele Be- 
triebe von der Beschäftigung von 
Zivildienstleistenden inzwischen fast 
abhängig geworden sind, lohnt sich 
ihr Einsatz volkswirtschaftlich nicht 
(wie zwei Studien aus den letzten 


- Jahren gezeigt haben; siehe tilt 3/92). 


Denn den betriebswirtschaftlichen 
Vorteilen für die Sozialträger stehen 
die hohen gesamtwirtschaftlichen Ko- 
sten der Wehrpflicht gegenüber. 
Der Zivildienst gibt vor, den Pfle- 
genotstand zu beseitigen, istaber tat- 
sächlich selber eine von dessen Ursa- 
chen. Stefan Philipp von der Zentral- 
stelle für Recht und Schutz der KD- 
Ver erklärt: “Anfang der 80er Jahre, 
als die Zahl der Verweigerer immer 
mehr wuchs, wurden massenhaft 


Plätze geschaffen, um auch ja keinen 
KDVer um den Zivildienst herumkom- 
men zu lassen. Die Wohl- 
fahrtsverbände freuten sich und stell- 
ten gerne die vom Staat begehrten 
Plätze zur Verfügung. Denn Zivis sind 
für die Einrichtungen die billigsten 
Arbeitskräfte. Das führte aber dazu, 
daß sie anstelle von ausgebildetem 
Fachpersonal beschäftigt wurden, 
Fachpersonal, das heute überall fehlt. 
Auch die Qualität beispielsweise der 
Pflege wurde schlechter, denn natür- 
lich kann ein unausgebildeter Zivinicht 
so qualifiziert arbeiten wie ein Alten- 
pfleger, der eine mehrjährige Berufs- 
ausbildung hat. Der Zivildienst ist also 
eine Ursache für die heutige katastro- 
phale Situation.” 

Eine’ Lösung kann nur im Verzicht 
auf Zwangsdienste und speziell auf 
den Zivildienst liegen. Sicher aber ist, 
daß es nicht die Zivis sein können, auf 
deren Rücken die Diskussion ausge- 
tragen wird. Deren Job ist es nämlich 


 ganzeindeutignicht, irgendwelche so- 


zialen Mißstände zu beseitigen, son- 

dern schlicht, einen Ersatzdienst für 

den Wehrdienst herunterzureißen. 
Christian Holtorf 
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Tag S(omalia) | 
Zivistreik: 5.Juli 


Treffpunkt in Berlin: 9° Uhr Oranienstraße 25 


Bundesweiter Streik der Zivildienstleistenden gegen Zwangsdienste und Militär 


Streik - warum gerade jetzt? 

Die Katze ist aus dem Sack: Am 23.Juni hat das Bundesverfassungsgericht die Entscheidung der Bundesregierung, Bundeswehrsoldaten (darunter auch Wehrpflichtige) 
nach Somalia zu schicken nachträglich, wenn auch unter Auflagen, gebilligt. Damit steht der Entsendung des Hauptkontingents ans Horn von Afrika aus Sicht des 
Kabinetts nichts mehr im Wege. Mit diesem angeblich humanitären Einsatz werden erstmalig deutsche Soldaten an einer UNO-Militäraktion beteiligt. Die "humanitären" 
Soldaten erhalten schweres Gepäck: Maschinengewähre, Panzerfäuste, Schützenpanzer, Spähpanzer, etc... Der Sömalia-Einsatz stellt damit einen Präzedenzfall dar, denn 
die deutsche Armee wird nicht mehr nur im Falle der Landesverteidigung und der ihrer Bündnispartner eingesetzt, sondern international - wenn auch vorerst unter dem 


Deckmäntelchen der UNO. An dieser Tatsache ändert auch nichts die gewohnte Sprachkosmetik des Bonner Kriegsministerium, welches internationale Interventionen 


außerhalb des NATO-Gebietes mittlerweile als "erweiterte Landesverteidigung" definiert. 


„und was hat das mit dem Zivildienst zu tun? 

Der Zivildienst ist nach militärischen Gesichtspunkten aufgebaut. Und wir werden entsprechend einer zivilen Aotipe diszipliniert. Dabei sind einige Zivilschutzverbände, wie 
DRK, ASB und MHD selbst paramilitärische Organisationen. Nur ein Anzeichen hierfür iste die Unterteilung in taktische Einheiten, wie Zug- und Bereitschaftsführer, die 
analog zu den entsprechenden militärischen Einheiten funktionieren. Es existieren im Zivildienstrecht die Tatbestände der "Fahnenflucht“ und der "Befehlsverweigerung", 
die im schlimmsten Fall empfindliche Freiheitsstrafen zur Folge haben und im Kriegsfall... Wir unterliegen ebenso wie die Soldaten der Wehrüberwachung mit dem 
Unterschied, daß das Kind einen anderen Namen hat - Zivilüberwachung. Die Aufgaben der Überwachung bleiben jedoch gleich. Auch als anerkannter KDVer werden wir 
entsprechend den Soldaten nach Paragraph 79 ZDG im sogenannten Verteidigungsfall zum unbefristeten "Zivildienst herangezogen. Dort werden wir dann in Bereichen 
der sogenannten Zivilverteidigung eingesetzt und sollen die Operationsfähigkeit der Armee gewährleisten. Dies kann Zwangsdienste an Arbeitsplätzen von einberufenen 
Soldaten, der Dienst in Lazaretten und Munutionstransportern bis hin zum Entschärfen von Blindgängern bedeuten. Darüberhinaus gibt es eine Reihe von Grundlagen für 
die Zwangsverpflichtung im Kriegsfall vor allem in den Notstandsgesetzten. Wir können folglich in allen Kriegsregionen eingesetzt werden, wo deutsche Soldaten ihr bluti- 
ges Handwerk verrichten. 

Aktiv gegen Krieg, Zwangsdienst & Militär 

Wir haben nicht den Kriegsdienst verweigert, um beim Krieg mitmachen zu müssen und wir sind auch nicht bereit, den Schritt Deutschlands zur militärischen Weltmacht 
widerstandslos hinzunehmen. Deshalb streiken wir am ersten Werktag, nachdem das Hauptkontingent deutscher Soldaten den Marschbefehl nach Somalia erhalten hat, 
Dieses Ereignis bezeichnen wir als "Tag S(omalia)*. Wir werden somit unserem Anspruch als Kriegsdienstverweigerer gerecht und lassen uns nicht auf die Verweigerung 
des Kriegsdienstes mit der Waffe beschränken. Die Kriegsdienstverweigerung, die sich in der staatlichen Anerkennung und der Ableistung des Zivildienstes erschöpft, wird 
dem Anspruch der Kriegsdienstverweigerer nicht gerecht, Militär- und Zivildienst gelten als Erfüllung der Wehrpflicht. Kriegsdienstverweigerung richtet sich sowohl gegen 
die direkten, als auch die indirekten Kriegsvorbereitungen des Staates, gleichgültig in welchen gesellschaftlichen Bereichen. Wir klagen mit dieser Aktion die Grundrechte 
des politischen Streiks und das der freien Meinungsäußerung in Wort, Bild und Ton ein, die uns vorenthalten werden. Wir fordern drastische Abrüstung statt Sozialabbau. 


Wir fordern alle Zivildienstleistenden auf: 


Streikt mit uns! 


Bundesweite Koordinatio 
Kampagne gegen Wehrpflicht, Z 
Oranienstraße 25 
W-1000 Berlin 36 


Tel.: 030/61500531 D e 
19% Uhr B 


